
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG  Drucksache  17/2368  
17. Wahlperiode 12-03-15 

Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gemeinde ordnung für Schleswig-
Holstein (Gemeindeordnung - GO -) und der Kreisordn ung für Schleswig-
Holstein (Kreisordnung - KrO -) 

Gesetzentwurf der Fraktion des SSW 
Drucksache 17/1335 

b) Erhalt der Beteiligung von Kindern und Jugendlic hen gemäß § 47 f der Ge-
meindeordnung für Schleswig-Holstein  

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE 
Drucksache 17/966 (neu) - 2. Fassung 

c) Erhalt der hauptamtlichen kommunalen Gleichstell ungsbeauftragten in 
Schleswig-Holstein  

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE 
Drucksache 17/967 (neu) 

d) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gemeinde ordnung für Schleswig-
Holstein (Gemeindeordnung - GO -) 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/1291 

e) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalverf assungsrechtlicher 
Vorschriften  

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/1660 

f) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalverf assungs- und 
wahlrechtlicher Vorschriften  

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/1663 
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g) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanzau sgleichsgesetzes, der 
Gemeindeordnung, der Amtsordnung sowie des Gemeinde - und Kreiswahl-
gesetzes für Schleswig-Holstein 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/1693 

 

 

Der Landtag hat durch Plenarbeschluss vom 19. November 2010 die Vorlagen zu b) 
und c) federführend dem Innen- und Rechtsausschuss und mitberatend dem Sozial-
ausschuss, durch Plenarbeschluss vom 8. Februar 2011 die Vorlagen zu a) und d) 
und durch Plenarbeschluss vom 24. August 2011 die Vorlagen zu e) und f) dem In-
nen- und Rechtsausschuss sowie ebenfalls durch Plenarbeschluss vom 24. August 
2011 die Vorlage zu g) federführend dem Innen- und Rechtsausschuss und mitbera-
tend dem Finanzausschuss zur Beratung überwiesen. 

Der federführende Innen- und Rechtsausschuss sowie die beteiligten Ausschüsse 
haben sich mit den Vorlagen in mehreren Sitzungen befasst. Im Zusammenhang mit 
dieser Befassung wurden eine schriftliche Anhörung und am 11. Januar 2012 eine 
mündliche Anhörung durchgeführt. 

Der federführende Innen- und Rechtsausschuss schloss seine Beratungen in seiner 
Sitzung am 14. März 2012 ab, die beteiligten Ausschüsse, der Finanzausschuss und 
der Sozialausschuss, schlossen ihre Beratungen jeweils in ihren Sitzungen am 
15. März 2012 ab. 

Zu a) 

Der Innen- und Rechtsausschuss empfiehlt dem Landtag in Übereinstimmung mit der 
antragstellenden Fraktion des SSW einstimmig, den Gesetzentwurf der Fraktion des 
SSW zur Änderung der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein und der Kreisord-
nung für Schleswig-Holstein, Drucksache 17/1335, für erledigt zu erklären. 

Zu b) 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und SSW empfiehlt der In-
nen- und Rechtsausschuss dem Landtag im Einvernehmen mit dem beteiligten Sozi-
alausschuss, den Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
DIE LINKE, Erhalt der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen gemäß § 47 f der 
Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, 17/966 (neu) - 2. Fassung -, abzulehnen. 

Zu c) 

Der Innen- und Rechtsausschuss empfiehlt in Übereinstimmung mit dem beteiligten 
Sozialausschuss dem Landtag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
DIE LINKE und SSW die Ablehnung des Antrags der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 
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90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE, Erhalt der hauptamtlichen kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten in Schleswig-Holstein, Drucksache 17/967 (neu). 

Zu d) 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE bei Enthaltung der Stimmen der 
Fraktionen von SPD und SSW empfiehlt der Innen- und Rechtsausschuss dem Land-
tag, den Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Änderung der 
Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, Drucksache 17/1291, abzulehnen. 

Zu e) 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
DIE LINKE und SSW gegen die Stimmen der Fraktion der SPD empfiehlt der Innen- 
und Rechtsausschuss dem Landtag, den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD zur 
Änderung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften, Drucksache 17/1660, 
abzulehnen. 

Zu g) 

Der beteiligte Finanzausschuss empfahl mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
SPD, FDP und der LINKEN gegen die Stimmen der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW dem federführenden Innen- und Rechtsausschuss, dem Landtag 
zu empfehlen, den Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Än-
derung des Finanzausgleichsgesetzes, der Gemeindeordnung, der Amtsordnung 
sowie des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes für Schleswig- Holstein, Drucksache 
17/1693, abzulehnen.  

Der federführende Innen- und Rechtsausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD, FDP und DIE LINKE gegen die Stimme der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Stimme der Fraktion des SSW – im Ergeb-
nis übereinstimmend mit dem mitberatenden Finanzausschuss - dem Landtag, den 
Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes, der Gemeindeordnung, der Amtsordnung sowie des Gemeinde- 
und Kreiswahlgesetzes für Schleswig-Holstein, Drucksache 17/1693, abzulehnen. 

Zu f) 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und SSW empfiehlt der Aus-
schuss dem Landtag die Annahme des Gesetzentwurfs der Landesregierung zur 
Änderung kommunalverfassungs- und wahlrechtlicher Vorschriften, Drucksache 
17/1663, in der unten stehenden geänderten Fassung. Änderungen gegenüber dem 
Ursprungsgesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/1663, sind durch 
Fettdruck kenntlich gemacht. 

gez. Thomas Rother 
Vorsitzender 
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Gesetz zur Änderung  
kommunalverfassungs- und wahlrechtlicher Vorschrift en 

 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

   
Artikel 1 Änderung der Amtsordnung  Artikel 1 Änderung der Amtsordnung 

Artikel 2 Änderung der Gemeindeordnung  Artikel 2 Änderung der Gemeindeordnung 

Artikel 3 Änderung der Kreisordnung  Artikel 3 Änderung der Kreisordnung 

Artikel 4  Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 

 Artikel 4  Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 

Artikel 5 Änderung des Gemeinde- und 
Kreiswahlgesetzes 

 Artikel 5 Änderung des Gemeinde- und 
Kreiswahlgesetzes 

Artikel 6 Änderung des Sparkassengeset-
zes 

 Artikel 6 Änderung des Sparkassengeset-
zes 

Artikel 7 Änderung des Kommunalabga-
bengesetzes 

 Artikel 7 Änderung des Kommunalabga-
bengesetzes 

Artikel 8 Änderung des Schulgesetzes  Artikel 8 Änderung des Schulgesetzes 

Artikel 9 Änderung der Kommunalbesol-
dungsverordnung 

 Artikel 9 Änderung der Kommunalbesol-
dungsverordnung 

Artikel 10 Änderung der Landesverordnung 
zur Durchführung der Gemeinde-, 
der Kreis- und der Amtsordnung 

 Artikel 10 Änderung der Landesverordnung 
zur Durchführung der Gemeinde-, 
der Kreis- und der Amtsordnung 

  Artikel 11 Änderung des Gesetzes über 
die Versorgungsausgleichskas-
se der Kommunalverbände in 
Schleswig-Holstein 

Artikel 11 Übergangsvorschrift  Artikel 12 Übergangsvorschrift 

Artikel 12 Ermächtigung zur Bekanntma-
chung der Neufassung 

 Artikel 13 Ermächtigung zur Bekanntma-
chung der Neufassung 

Artikel 13 Inkrafttreten  Artikel 14 Inkrafttreten 

Artikel 1 
Änderung der Amtsordnung 

für Schleswig-Holstein 

Artikel 1 
Änderung der Amtsordnung 

für Schleswig-Holstein 

Die Amtsordnung in der Fassung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 112), 
zuletzt geändert durch Artikel 14 des Geset-
zes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 93), wird wie folgt geändert: 

 Die Amtsordnung in der Fassung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 112), 
zuletzt geändert durch Artikel 14 des Geset-
zes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 93), wird wie folgt geändert: 
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1. § 1 wird wie folgt geändert:  1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert  

aa) Es wird folgender Satz 1 einge-
fügt: 

a)  unverändert 

„Ehrenamtlich verwaltete Gemein-
den sollen zu Ämtern zusammen-
geschlossen werden.“  

 

bb) Im neuen Satz 2 werden die Wor-
te „beteiligten Gemeindevertre-
tungen und Kreistage“ durch die 
Worte „Gemeindevertretungen der 
beteiligten Gemeinden und der 
Kreistage der beteiligten Kreise“ 
ersetzt. 

b)  unverändert 

cc) Der neue Satz 3 erhält folgende 
Fassung: 

c)  unverändert 

„Die Richtlinien des § 2 sind zu 
beachten; bei Entscheidungen 
über die Änderung von Ämtern 
sind die Folgen für die Verwal-
tungsstruktur und die betroffenen 
Körperschaften besonders zu ge-
wichten.“ 

 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:   (entfällt) 

aa) Satz 3 erhält folgende Fassung:  

„Das Innenministerium kann an-
ordnen, dass ein Amt auf eigene 
Beschäftigte und Verwaltungsein-
richtungen verzichtet und 

 

1. die Verwaltung einer größeren 
amtsangehörigen Gemeinde in 
Anspruch nimmt oder 

 

2. mit einer nicht amtsangehöri-
gen Gemeinde eine Verwal-
tungsgemeinschaft nach 
§ 19 a des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 
bildet, 

 

wenn dies einer leistungsfähigen, 
sparsamen und wirtschaftlichen 
Verwaltung dient; das Amt, die 
amtsangehörigen Gemeinden und 
die im Falle der Nr. 2 für die Ver-
waltungsgemeinschaft vorgese-
hene nicht amtsangehörige kom-
munale Körperschaft sind zu hö-
ren.“ 
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bb) Folgende Sätze 4 bis 6 werden 
angefügt:  

 

„Die betroffenen kommunalen 
Körperschaften regeln die nähe-
ren Bedingungen der angeordne-
ten Verwaltungsgemeinschaft 
(Satz 3 Nr. 2) durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag; § 23 Abs. 3 
und 4 bleiben unberührt. Kommt 
der Vertrag für eine angeordnete 
Verwaltungsgemeinschaft bis zum 
Wirksamwerden der Anordnung 
nicht zustande, entscheidet die 
Kommunalaufsichtsbehörde. § 16 
Abs. 2 und 3 der Gemeindeord-
nung gilt entsprechend. 

 

2. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:  2.  unverändert 

„(1) Jedes Amt soll ein abgerundetes Ge-
biet umfassen. Die Größe und Einwoh-
nerzahl ist so zu bemessen, dass eine 
leistungsfähige, sparsame und wirtschaft-
lich arbeitende Verwaltung erreicht wird. 
Hierbei sind die örtlichen Verhältnisse, im 
Besonderen die Wege-, Verkehrs-, Schul- 
und Wirtschaftsverhältnisse sowie die 
kirchlichen, kulturellen und geschichtli-
chen Beziehungen nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen.“ 

 

3. § 3 erhält folgende Fassung:  3. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 
Erledigung gemeindlicher 

Selbstverwaltungsaufgaben 

„§ 3 
Erledigung gemeindlicher 

Selbstverwaltungsaufgaben 

(1) Das Amt bereitet im Einvernehmen 
mit der Bürgermeisterin oder dem Bür-
germeister die Beschlüsse der Gemeinde 
vor und führt nach diesen Beschlüssen 
die Selbstverwaltungsaufgaben der amt-
sangehörigen Gemeinden durch. Ein Be-
schluss ist nicht auszuführen, soweit er 
das Recht verletzt. Beabsichtigt das Amt, 
einen Beschluss wegen Rechtsverletzung 
nicht auszuführen, hat es die Gemeinde 
unverzüglich zu unterrichten. Die Ge-
meinde kann nach Anhörung des Amtes 
mit Zustimmung der Kommunalaufsichts-
behörde beschließen, einzelne Selbst-
verwaltungsaufgaben selbst durchzufüh-
ren. Ist die Gemeinde in einem gerichtli-
chen Verfahren beteiligt, so wird sie 
durch das Amt vertreten; dies gilt nicht in 
den Fällen, in denen das Amt Verfah-
rensbeteiligter ist oder zwei amtsangehö-

(1) unverändert 
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rige Gemeinden Verfahrensbeteiligte 
sind. 

(2) Das Amt besorgt die Kassengeschäfte 
oder die Aufgaben der Finanzbuchhal-
tung, die Rücklagenverwaltung und die 
Vorbereitung der Aufstellung der Haus-
haltspläne für die amtsangehörigen Ge-
meinden. Das Amt soll auf eine einheitli-
che Entscheidung der amtsangehörigen 
Gemeinden für eine Haushaltswirtschaft 
mit kameraler oder doppelter Buchfüh-
rung hinwirken. 

(2) unverändert 

(3) Das Amt hat über die öffentlichen 
Aufgaben, die mehrere amtsangehörige 
Gemeinden betreffen und eine gemein-
same Abstimmung erfordern, zu beraten 
und auf ihre abgestimmte Erfüllung hin-
zuwirken. Das Amt kann hierzu den amt-
sangehörigen Gemeinden nach Be-
schlussfassung durch den Amtsaus-
schuss Beschlussempfehlungen unter-
breiten; des Einvernehmens mit den Bür-
germeisterinnen oder Bürgermeistern der 
amtsangehörigen Gemeinden bedarf es 
insoweit nicht. 

(3) unverändert 

(4) Das Amt kann auf Wunsch der amt-
sangehörigen Gemeinden diese bei der 
Erfüllung gemeindlicher Aufgaben unter-
stützen. § 21 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(4) unverändert 

(5) Die Gemeindevertretung einer amt-
sangehörigen Gemeinde kann einem Be-
schluss des Amtsausschusses wider-
sprechen, wenn der Beschluss das Wohl 
der Gemeinde gefährdet. Der Wider-
spruch muss innerhalb von zwei Wochen 
nach Beschlussfassung schriftlich einge-
legt und begründet werden. Er ist an die 
Amtsvorsteherin oder den Amtsvorsteher 
zu richten und hat aufschiebende Wir-
kung. Der Beschluss ist aufgehoben, 
wenn der Amtsausschuss den Wider-
spruch nicht binnen eines Monats, frühes-
tens jedoch nach drei Tagen, zurück-
weist; der Beschluss bedarf der Mehrheit 
von mehr als der Hälfte der gesetzlichen 
Stimmenzahl des Amtsausschusses.“ 

(5) Die Gemeindevertretung einer amt-
sangehörigen Gemeinde kann einem Be-
schluss des Amtsausschusses wider-
sprechen, wenn der Beschluss das Wohl 
der Gemeinde gefährdet. Der Wider-
spruch muss innerhalb von zwei Wochen 
nach Beschlussfassung schriftlich einge-
legt und begründet werden. Er ist an die 
Amtsvorsteherin oder den Amtsvorsteher 
zu richten und hat aufschiebende Wir-
kung. Der Beschluss ist aufgehoben, 
wenn der Amtsausschuss den Wider-
spruch nicht binnen eines Monats, frühes-
tens jedoch nach drei Tagen, zurück-
weist; der Beschluss bedarf der Mehrheit 
von mehr als der Hälfte der gesetzlichen 
Zahl der stimmberechtigten Mitglieder  
des Amtsausschusses.“ 

4. § 4 erhält folgende Fassung:  4.  unverändert 
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„§ 4 
Aufgaben zur Erfüllung nach 

Weisung 

 

(1) Das Amt ist Träger der ihm und den 
amtsangehörigen Gemeinden übertrage-
nen Aufgaben zur Erfüllung nach Wei-
sung. § 3 Abs. 2 der Gemeindeordnung 
gilt entsprechend. 

 

(2) Den Ämtern können durch Gesetz 
oder aufgrund eines Gesetzes durch Ver-
ordnung neue Aufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung übertragen werden.“ 

 

5. § 5 erhält folgende Fassung:  5.  unverändert 

„§ 5 
Übertragene Aufgaben 

 

(1) Über die Regelung des § 3 Abs. 1 
Satz 1 hinaus können mehrere amtsan-
gehörige Gemeinden gemeinsam dem 
Amt die Trägerschaft von Selbstverwal-
tungsaufgaben ganz oder teilweise aus 
dem folgenden Katalog übertragen: 

 

1. Abwasserbeseitigung (§ 30 des Lan-
deswassergesetzes (LWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
11. Februar 2008 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 91), zuletzt geändert durch Artikel 
26 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 789) in Ver-
bindung mit § 54 des Wasserhaus-
haltsgesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), geändert durch Ar-
tikel 12 des Gesetzes vom 11. August 
2010 (BGBl. I S. 1163) 

 

2. Wasserversorgung (§ 29 LWG)   

3. Bau, Unterhaltung und Reinigung von 
Straßen einschließlich Winterdienst 
(§§ 10, 45  des Straßen- und Wege-
gesetzes des Landes Schleswig-
Holstein (StrWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. November 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 631, ber. 
2004 S. 140), Zuständigkeiten und 
Ressortbezeichnungen ersetzt durch 
Verordnung vom 12. Oktober 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 631)), sowie Pfle-
ge von Grünflächen  

 

4. Schulträgerschaft (§ 53 des Schulge-
setzes (SchulG) in der Fassung vom 
24.Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. 
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S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. Januar 2011 
(GVOBl. Schl.-H. S. 23) 

5. Sonstige Bildungs- und Kultureinrich-
tungen (Artikel 9 Abs. 3 der Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein, 
§ 17 der Gemeindeordnung) 

 

6. Trägerschaft von Kindertageseinrich-
tungen (§ 9 KitaG in der Fassung vom 
12.12.1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 651), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 789) sowie 
Durchführung der Förderung von Kin-
dertageseinrichtungen und Kinderta-
gespflege (§§ 25, 30 KitaG) 

 

7. Förderung des Sports (Artikel 9 Abs. 
3 der Verfassung des Landes Schles-
wig-Holstein)  

 

8. Freizeitgestaltung für Kinder und Ju-
gendliche  

 

9. Soziale Betreuung der Einwohnerin-
nen und Einwohner (§ 17 der Ge-
meindeordnung )  

 

10. Brandschutz und Hilfeleistung (§ 2 
des Brandschutzgesetzes  vom 
10. Februar 1996 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 200), zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 789)  

 

11. Förderung des Tourismus  

12. Wirtschaftsförderung   

13. Gesundheitspflege und medizinische 
Versorgung  

 

14. Integrierte Ländliche Entwicklung   

15. Ausbau schneller Internetzugangs-
möglichkeiten (Breitband)  

 

16. Energie- und Wärmeversorgung   

Der Übertragungsbeschluss muss unter 
Bezugnahme auf den Katalog nach 
Satz 1 die betroffene Aufgabe sowie den 
Umfang der Übertragung genau bezeich-
nen. Durch Übertragungsbeschlüsse darf 
das Amt Träger von höchstens fünf der in 
Satz 1 enumerativ aufgeführten Selbst-
verwaltungsaufgaben werden; auf die 
nach Satz 1 übertragbare Zahl von Auf-
gaben wird die Übertragung von Teilen 
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einer Aufgabe voll angerechnet. 

(2) Überschreitet ein Übertragungsbe-
schluss den in Absatz 1 festgelegten 
Rahmen, sind auf der Grundlage dieses 
Übertragungsbeschlusses ergangene 
Maßnahmen rechtswidrig; die Aufgaben-
erledigung nach § 3 bleibt unberührt. 

 

(3) Bei der Beschlussfassung des Amt-
sausschusses in Angelegenheiten der 
nach Absatz 1 übertragenen Aufgaben 
sind nur die Mitglieder derjenigen Ge-
meinden stimmberechtigt, die die betref-
fende Aufgabe übertragen haben. 

 

(4) Jede Gemeinde kann die Rücküber-
tragung nach Absatz 1 übertragener 
Selbstverwaltungsaufgaben binnen einer 
angemessenen Frist verlangen. Das Amt 
kann dem Rückübertragungsbeschluss 
nur widersprechen, wenn überwiegende 
Interessen des Gemeinwohls entgegen-
stehen. Ob diese Voraussetzungen vor-
liegen, entscheidet im Zweifel die Kom-
munalaufsichtsbehörde. Soweit erforder-
lich, erfolgt in Fällen der Rückübertragung 
eine Auseinandersetzung in entspre-
chender Anwendung der für Gebietsän-
derungen der Gemeinden geltenden Vor-
schriften. Die Rückübertragung wird erst 
bei Vorliegen einer rechtskräftigen Rege-
lung zur Auseinandersetzung wirksam. 

 

(5) Wird aufgrund einer Übertragung oder 
einer Rückübertragung eine Berichtigung 
des Grundbuchs oder anderer öffentlicher 
Bücher erforderlich, genügt zum Nach-
weis des Eigentumsübergangs eine Bes-
tätigung der Kommunalaufsichtsbehörde. 
Die zuständigen Behörden sind verpflich-
tet, die öffentlichen Bücher zu berichti-
gen. Die durch die Übertragung oder die 
Rückübertragung erforderlichen Rechts-
handlungen sind frei von öffentlichen Ab-
gaben und Verwaltungskosten. 

 

(6) Das Amt hat Aufgabenübertragungen 
nach Absatz 1, Rückübertragungen nach 
Absatz 4 sowie den Wegfall oder die Er-
ledigung von übertragenen Aufgaben un-
verzüglich der zuständigen Kommunal-
aufsichtsbehörde anzuzeigen. Die Über-
tragungsbeschlüsse der amtsangehöri-
gen Gemeinden sind der Anzeige beizu-
fügen.“ 

 

6. § 9 erhält folgende Fassung:  6. In § 9 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe 
„nach 1, 2, 3“ durch die Angabe 
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„durch 0,5 - 1,5 - 2,5“ ersetzt.  

„§ 9 
Zusammensetzung des Amt-

sausschusses 

 

(1) Der Amtsausschuss besteht aus den 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern 
der amtsangehörigen Gemeinden. Ge-
meinden über 1 000 Einwohnerinnen und 
Einwohner entsenden ein weiteres Mit-
glied, Gemeinden über 3 000 Einwohne-
rinnen und Einwohner entsenden zwei 
weitere Mitglieder in den Amtsausschuss.  

 

(2) Der Amtsausschuss muss mindestens 
aus sechs Mitgliedern bestehen. Wird 
diese Zahl nicht erreicht, entsendet jede 
Gemeinde ein weiteres Mitglied. Hat der 
Amtsausschuss weniger als 12 Mitglie-
der, kann die Hauptsatzung die Entsen-
dung weiterer Mitglieder vorsehen.  

 

(3) Die Gemeinden haben je angefange-
ne 100 Einwohnerinnen und Einwohner 
eine Stimme im Amtsausschuss. Erreicht 
die nach Satz 1 ermittelte Zahl der Stim-
men einer Gemeinde die absolute Mehr-
heit der gesetzlichen Zahl aller Stimmen 
im Amtsausschuss, wird die Zahl für die-
se Gemeinde auf den höchsten Wert un-
terhalb der absoluten Mehrheit reduziert. 
Die Stimmen einer Gemeinde werden zu 
gleichen Teilen auf deren Mitglieder im 
Amtsausschuss aufgeteilt; rechnerisch 
verbleibende Stimmrechte werden von 
der Bürgermeisterin oder dem Bürger-
meister wahrgenommen. Die Gutsvorste-
herin oder der Gutsvorsteher von ge-
meindefreien Gutsbezirken ist Mitglied 
des Amtsausschusses ohne Stimmrecht. 

 

(4) Die Gemeindevertretungen wählen die 
weiteren Mitglieder des Amtsausschus-
ses aus ihrer Mitte. Jede Fraktion kann 
verlangen, dass das von der Gemeinde 
zu entsendende weitere Mitglied oder die 
zu entsendenden weiteren Mitglieder auf 
Vorschlag der nach Satz 3 vorschlagsbe-
rechtigten Fraktion oder Fraktionen ge-
wählt wird oder werden. In diesem Fall 
steht der Fraktion oder den Fraktionen 
das Vorschlagsrecht in der Reihenfolge 
der Höchstzahlen zu, die sich aus der 
Teilung der Sitzzahlen der Fraktionen 
durch 0,5 – 1,5 – 2,5 usw. ergeben. Für 
die Wahl gilt § 39 Abs. 1 der Gemeinde-
ordnung entsprechend. Die ehrenamtli-
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che Bürgermeisterin oder der ehrenamtli-
che Bürgermeister wird auf den Wahlvor-
schlag der Fraktion angerechnet, der sie 
oder er im Zeitpunkt dieser Wahl ange-
hört.  

(5) Die Gemeindevertretungen wählen 
aus ihrer Mitte Stellvertretende für die 
Mitglieder des Amtsausschusses. Die 
Hauptsatzung des Amtes bestimmt die 
Anzahl der Stellvertretenden je Mitglied 
des Amtsausschusses. Hat eine Fraktion 
das Verlangen nach Absatz 4 Satz 2 ge-
stellt, erfolgt die Wahl der Stellvertreten-
den eines weiteren Mitglieds auf Vor-
schlag der Fraktion, die das weitere Mit-
glied vorgeschlagen hat; die Wahl der 
Stellvertretenden der ehrenamtlichen 
Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters erfolgt auf Vorschlag der 
Fraktion, der sie oder er im Zeitpunkt der 
Wahl der Stellvertretenden angehört. Für 
die Wahl gilt § 39 Abs. 1 der Gemeinde-
ordnung entsprechend. Die Stellvertre-
tenden vertreten das Mitglied im Fall der 
Verhinderung in der Reihenfolge, in der 
sie vorgeschlagen sind. § 33 Abs. 1 
Satz 5 der Gemeindeordnung gilt ent-
sprechend.  

 

(6) Die von den Gemeinden zu entsen-
denden weiteren Mitglieder müssen bin-
nen 60 Tagen nach dem Tag der Ge-
meindewahl gewählt werden. Der Amt-
sausschuss muss binnen weiterer 14 Ta-
ge zusammentreten; bis zum Zusammen-
tritt des neuen Amtsausschusses bleibt 
der alte Amtsausschuss tätig.  

 

(7) Die Bürgermeisterin, die ihr Amt oder 
der Bürgermeister, der sein Amt oder das 
weitere Mitglied, das seinen Sitz in der 
Gemeindevertretung verliert, scheidet aus 
dem Amtsausschuss aus.  

 

(8) Scheidet ein weiteres Mitglied aus 
dem Amtsausschuss aus, wird die Nach-
folgerin oder der Nachfolger nach Ab-
satz 4 gewählt; jede Fraktion kann ver-
langen, dass alle Wahlstellen von weite-
ren Mitgliedern der Gemeinde neu be-
setzt werden. In diesem Fall verlieren die 
weiteren Mitglieder der Gemeinde zu Be-
ginn der nächsten Sitzung der Gemein-
devertretung ihre Wahlstellen. Satz 1 
Halbsatz 2 gilt nicht, wenn die Wahlstelle 
eines stellvertretenden Mitglieds des 
Amtsausschusses frei wird. Wer freiwillig 
ausscheidet, kann in den Amtsausschuss 
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nicht wieder gewählt werden.  

(9) Für die Anzahl der weiteren Mitglieder 
nach Absatz 1 und für die Zahl der einer 
Gemeinde nach Absatz 3 zustehenden 
Stimmen ist die Einwohnerzahl maßge-
bend, die der letzten allgemeinen Wahl 
zu den Gemeindevertretungen zugrunde 
gelegen hat. Bei Gebietsänderungen gilt 
§ 133 Abs. 2 der Gemeindeordnung ent-
sprechend.“  

 

7. § 10 wird wie folgt geändert:  7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Worte „all-
gemein oder“ gestrichen. 

a) In Absatz 4 Satz 3 werden die Worte 
„allgemein oder“ gestrichen. 

bb) In Satz 4 werden die Worte „an-
wesenden Mitglieder des Amt-
sausschusses“ ersetzt durch die 
Worte „der Stimmenzahl“. 

  (entfällt) 

b) Absatz 5 Satz 1 wird gestrichen. b) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

 „Die Gemeindevertreterinnen und 
-vertreter können an den Sitzungen 
des Amtsausschusses teilnehmen; 
für den Ausschluss gilt § 30 Abs. 2 
der Gemeindeordnung entspre-
chend.“ 

c) Folgender Absatz 6 wird angefügt: c) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Wer durch Wahl des Amtsaus-
schusses berufen wird, kann durch 
Beschluss des Amtsausschusses ab-
berufen werden. Ein Antrag auf Abbe-
rufung kann nur behandelt werden, 
wenn er auf der Tagesordnung ge-
standen hat. Der Beschluss bedarf 
der Mehrheit von mehr als der Hälfte 
der gesetzlichen Stimmenzahl des 
Amtsausschusses. Der Beschluss, mit 
dem die Amtsdirektorin oder der 
Amtsdirektor, die Amtsvorsteherin 
oder der Amtsvorsteher oder eine ih-
rer oder seiner Stellvertreterinnen 
oder Stellvertreter abberufen wird, 
bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln 
der gesetzlichen Stimmenzahl des 
Amtsausschusses. Wer abberufen 
wird, scheidet aus seiner Wahlstelle 
oder seinem Amt aus. § 40 a Abs. 3 
und 4 Satz 2 der Gemeindeordnung 
gilt für die Amtsdirektorin oder den 
Amtsdirektor entsprechend.“ 

„(6) Wer durch Wahl des Amtsaus-
schusses berufen wird, kann durch 
Beschluss des Amtsausschusses ab-
berufen werden. Ein Antrag auf Abbe-
rufung kann nur behandelt werden, 
wenn er auf der Tagesordnung ge-
standen hat. Der Beschluss bedarf 
der Mehrheit von mehr als der Hälfte 
der gesetzlichen Zahl der Mitglieder  
des Amtsausschusses. Der Be-
schluss, mit dem die Amtsdirektorin 
oder der Amtsdirektor, die Amts-
vorsteherin oder der Amtsvorsteher 
oder eine ihrer oder seiner Stellvertre-
terinnen oder Stellvertreter abberufen 
wird, bedarf der Mehrheit von zwei 
Dritteln der gesetzlichen Zahl der 
Mitglieder  des Amtsausschusses. 
Wer abberufen wird, scheidet aus 
seiner Wahlstelle oder seinem Amt 
aus. § 40 a Abs. 3 und 4 Satz 2 der 
Gemeindeordnung gilt für die Amtsdi-
rektorin oder den Amtsdirektor ent-
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sprechend.“ 

8. § 10 a Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 8.  unverändert 

„Der Amtsausschuss kann einen oder 
mehrere Ausschüsse zur Vorbereitung 
seiner Beschlüsse bilden; § 18 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 94 Abs. 5 
und § 95 n der Gemeindeordnung bleiben 
unberührt.“ 

 

9. In § 11 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„die sich aus der Teilung der Anzahl der 
Mitglieder der Partei, Wählergruppe oder 
Gruppierung im Amtsausschuss durch 1, 
2, 3 ergeben.“ durch die Worte „die sich 
aus der Teilung der Stimmenzahl der Par-
tei, Wählergruppe oder Gruppierung im 
Amtsausschuss durch 0,5 - 1,5 - 2,5 usw. 
ergeben“ ersetzt. 

 9. In § 11 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe 
„durch 1, 2 und 3“ durch die Angabe 
„durch 0,5 - 1,5 - 2,5 usw.“ ersetzt. 

10. § 15 wird wie folgt geändert:   10. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „den 
gehobenen allgemeinen Verwal-
tungsdienst oder den höheren allge-
meinen Verwaltungsdienst“ durch die 
Worte „die Laufbahngruppe 2 der 
Fachrichtung Allgemeine Dienste“ er-
setzt. 

a)  unverändert 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Der Amtsausschuss kann die Be-
stellung der leitenden Verwaltungsbe-
amtin oder des leitenden Verwal-
tungsbeamten jederzeit widerrufen. 
Der Beschluss bedarf der Mehrheit 
von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Stimmenzahl des Amtsausschusses. 
§ 40 a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 der 
Gemeindeordnung gilt entsprechend. 
Die beamtenrechtliche Stellung der 
Beamtin oder des Beamten bleibt un-
berührt.“ 

„(6) Der Amtsausschuss kann die Be-
stellung der leitenden Verwaltungsbe-
amtin oder des leitenden Verwal-
tungsbeamten jederzeit widerrufen. 
Der Beschluss bedarf der Mehrheit 
von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Zahl der Mitglieder  des Amtsaus-
schusses. § 40 a Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 3 der Gemeindeordnung gilt ent-
sprechend. Die beamtenrechtliche 
Stellung der Beamtin oder des Beam-
ten bleibt unberührt.“ 

11. § 15 a wird wie folgt geändert:  11.  unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden die Worte „mehr 
als 8 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern“ durch die Worte „ei-
gener Verwaltung“ ersetzt. 

 

bb) Satz 2 wird gestrichen.  

b) Absatz 2 wird gestrichen.  
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12. § 15 b wird wie folgt geändert:  12. § 15 b Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: a) Die Zahl „60“ wird durch die Zahl 
„62“ ersetzt.   

aa) Am Ende der Nummer 2 wird der 
Punkt durch das Wort „und“ er-
setzt. 

b)  unverändert 

bb) Folgende Nummer 3 wird ange-
fügt: 

c)  unverändert 

„3. die für dieses Amt erforderli-
che Eignung, Befähigung und 
Sachkunde besitzt.“ 

 

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

  (entfällt) 

Die Worte „Zahl der Mitglieder“ wer-
den ersetzt durch das Wort „Stim-
menzahl“. 

 

13. In § 22 a Abs. 1 Satz 6 werden die Worte 
„Zahl der Mitglieder“ ersetzt durch das 
Wort „Stimmenzahl“.  

   (entfällt) 

  13. In § 23 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe 
„§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 bis 3“ durch 
die Angabe „§ 3 Abs. 1 und 2 und § 4“ 
ersetzt. 

14. § 24 wird gestrichen.   14.  unverändert 

15. § 24 a wird wie folgt geändert:  15.  unverändert 

a) In dem Klammerzusatz nach § 16 a 
werden nach dem Wort „Unterrich-
tung“ die Worte „und Beteiligung“ ein-
gefügt. 

 

b) Die § 16 c bis § 16 e und § 26 Abs. 2 
einschließlich der Klammerzusätze 
werden gestrichen.  

 

c) In dem Klammerzusatz nach § 28 
wird das Wort „Aufgaben“ durch das 
Wort  „Entscheidungen“ ersetzt. 

 

d) § 40 a einschließlich des Klammerzu-
satzes wird gestrichen. 

 

Artikel 2 
Änderung der Gemeindeord-
nung für Schleswig-Holstein 

Artikel 2 
Änderung der Gemeindeord-
nung für Schleswig-Holstein 

Die Gemeindeordnung in der Fassung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2010 (GVOBl. Schl.-H. 

 Die Gemeindeordnung in der Fassung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2010 (GVOBl. Schl.-H. 
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S. 789), wird wie folgt geändert: S. 789), wird wie folgt geändert: 

1. § 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  1.  unverändert 

Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 einge-
fügt: 

 

„Abweichend von Satz 1 können Ge-
bietsteile auch durch Gebietsänderungs-
vertrag der beteiligten Gemeinden um-
gemeindet werden; der Vertrag bedarf 
der Genehmigung der Kommunalauf-
sichtsbehörde.“ 

 

2. §§ 16 a bis 16 e werden durch folgenden 
§ 16 a ersetzt: 

 2.  unverändert 

„§ 16 a 
Unterrichtung und Beteiligung 
der Einwohnerinnen und Ein-

wohner 

 

(1) Die Gemeinde unterrichtet die Ein-
wohnerinnen und Einwohner möglichst 
frühzeitig über allgemein bedeutsame 
Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft und fördert das Interesse an der 
Selbstverwaltung. Vorschriften über eine 
förmliche Beteiligung oder Anhörung blei-
ben unberührt. 

 

(2) Zur Erörterung wichtiger Angelegen-
heiten der Gemeinde kann eine Ver-
sammlung von Einwohnerinnen und Ein-
wohnern einberufen werden. 

 

(3) Die Gemeindevertretung muss bei öf-
fentlichen Sitzungen Einwohnerinnen und 
Einwohnern, die das 14. Lebensjahr voll-
endet haben, die Möglichkeit einräumen, 
Fragen zu Beratungsgegenständen oder 
anderen Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft zu stellen und Vorschläge 
oder Anregungen zu unterbreiten. Die 
Ausschüsse können in ihren Sitzungen 
ebenfalls eine Einwohnerfragestunde 
durchführen. Die Gemeindevertretung 
kann beschließen, Sachkundige sowie 
Einwohnerinnen und Einwohner, die von 
dem Gegenstand der Beratung betroffen 
sind, anzuhören. 

 

(4) Das Nähere wird durch Satzung gere-
gelt.“ 

 

3. § 16 f wird § 16 b und erhält folgende 
Fassung: 

 3.  unverändert 
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„§ 16 b 
Einwohnerantrag 

 

(1) Einwohnerinnen und Einwohner, die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, kön-
nen beantragen, dass die Gemeindever-
tretung oder im Fall der Übertragung 
nach § 27 Abs. 1 Satz 3 der zuständige 
Ausschuss bestimmte ihr oder ihm oblie-
gende Selbstverwaltungsaufgaben berät 
und entscheidet. Der Antrag muss von 
mindestens 5 % der Einwohnerinnen und 
Einwohner, die das 14. Lebensjahr voll-
endet haben, unterzeichnet sein. Über die 
Zulässigkeit des Antrags entscheidet die 
Gemeindevertretung. 

 

(2) Das Nähere wird durch Satzung gere-
gelt.“ 

 

4. § 16 g wird § 16 c und wie folgt geändert:  4.  unverändert 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.  

b) In Absatz 5 Satz 4 wird die Angabe 
„Satz 1“ gestrichen. 

 

c) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Satz 1“ gestrichen. 

 

5. In § 22 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 5.  unverändert 

„Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil 
oder Nachteil, der sich aus der Entschei-
dung ergibt, ohne dass weitere Ereignis-
se eintreten oder Maßnahmen getroffen 
werden müssen.“ 

 

6. § 26 wird gestrichen.  6.  unverändert 

7. § 28 wird wie folgt geändert:  7.  unverändert 

a) In der Überschrift wird das Wort „Auf-
gaben“ durch das Wort „Entscheidun-
gen“ ersetzt. 

 

b) In Nummer 26 wird das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt. 

 

c) Am Ende der Nummer 27 wird der 
Punkt gestrichen und das Wort „und“ 
eingefügt. 

 

d) Nach Nummer 27 wird folgende Num-
mer 28 eingefügt: 

 

„28. die Übertragung von Selbstver-
waltungsaufgaben auf das Amt und 
die Rückholung übertragener Aufga-
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ben.“ 

8. In § 31 a Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte 
„des gehobenen oder des höheren Diens-
tes“ ersetzt durch die Worte „der Lauf-
bahngruppe 2“. 

 8.  unverändert 

9. § 32 a wird wie folgt geändert:  9. § 32 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a)  unverändert 

„(1) Gemeindevertreterinnen und 
Gemeindevertreter können sich durch 
Erklärung gegenüber der oder dem 
Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
zu einer Fraktion zusammenschlie-
ßen. Die Mindestzahl der Mitglieder 
einer Fraktion beträgt zwei.“ 

 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Nähere Einzelheiten über die in-
nere Ordnung, über die Aufnahme 
und das Ausscheiden von Mitgliedern 
sowie ihrer Rechte und Pflichten re-
gelt die Fraktion durch Geschäftsord-
nung.“ 

„(3) Nähere Einzelheiten über die in-
nere Ordnung, über die Aufnahme 
und das Ausscheiden von Mitgliedern 
sowie ihrer Rechte und Pflichten kann  
die Fraktion durch Geschäftsordnung 
regeln .“ 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Gemeinde kann Zuschüsse 
zur Erfüllung der organschaftlichen 
Aufgaben für den nachprüfbaren not-
wendigen sachlichen und personellen 
Aufwand für die Geschäftsführung der 
Fraktionen gewähren. Die Grundsätze 
einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Haushaltsführung sind zu beachten. 
Über die ordnungsgemäße Verwen-
dung ist ein Nachweis zu führen.“ 

„(4) Die Gemeinde kann Zuschüsse 
zur Erfüllung der Aufgaben  für den 
notwendigen  sachlichen und perso-
nellen Aufwand für die Geschäftsfüh-
rung der Fraktionen gewähren. Dazu 
zählt auch eine angemessene Öf-
fentlichkeitsarbeit.  Über die ord-
nungsgemäße Verwendung ist ein 
Nachweis zu führen.“ 

d) Absatz 5 wird gestrichen. d)  unverändert 

10. In § 33 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„die sich aus der Teilung der Sitzzahlen 
der Fraktionen durch 1, 2, 3 usw. erge-
ben.“ ersetzt durch die Worte „die sich 
aus der Teilung der Sitzzahlen der Frakti-
onen durch 0,5 – 1,5 – 2,5 usw. ergeben.“ 

 10.  unverändert 

11. In § 35 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 
„allgemein oder“ gestrichen. 

 11.  unverändert 

12. In § 40 wird wie folgt geändert:  12.  unverändert 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

 

„Bei Stimmengleichheit findet ein  
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weiterer Wahlgang statt.“ 

bb) Im neuen Satz 3 wird vor dem 
Wort „Stimmengleichheit“ das 
Worte „erneuter“ eingefügt. 

 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2“ 
durch die Angabe „Abs. 3“ ersetzt.  

 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:  

„Die Zahl der Stimmen, die jeder 
Wahlvorschlag erhält, wird durch 
0,5 – 1,5 – 2, 5 usw. geteilt.“ 

 

13. § 40 a wird wie folgt geändert:  13.  unverändert 

a) Absatz 2 Nummer 2 wird gestrichen; 
die bisherigen Nummern 3 und 4 wer-
den Nummer 2 und 3. 

 

b) In Absatz 3 werden die Worte „oder 
die Gemeindedezernentin oder den 
Gemeindedezernenten“ werden ge-
strichen. 

 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

aa) Nach dem Wort „Bürgermeister“ 
wird das Komma durch das Wort 
„oder“ ersetzt. 

 

bb) Die Worte „oder die Gemeindede-
zernetin oder der Gemeindede-
zernent“ werden gestrichen. 

 

14. In § 45 Abs. 2 wird nach dem Wort „ihrer“ 
das Wort „regelmäßigen“ eingefügt. 

 14.  unverändert 

15. § 46 wird wie folgt geändert:  15.  unverändert 

a) Absatz 8 Satz 1 und 2 erhält folgende 
Fassung: 

 

„Die Sitzungen der Ausschüsse sind 
öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszu-
schließen, wenn überwiegende Be-
lange des öffentlichen Wohls oder be-
rechtigte Interessen Einzelner es er-
fordern.“ 

 

b) In Absatz 9 wird nach Satz 3 folgen-
der Satz 4 angefügt: 

 

„In nicht öffentlichen Sitzungen finden 
die Sätze 1 bis 3 insoweit keine An-
wendung, als zu einem Beratungsge-
genstand Auskunft oder Akteneinsicht 
gemäß § 30 Abs. 2 nicht gewährt wer-
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den darf.“ 

c) Absatz 10 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:  

„Sofern die Zusammensetzung ei-
nes Ausschusses nicht mehr dem 
Verhältnis der Stärke der Fraktio-
nen in der Gemeindevertretung 
entspricht, kann jede Fraktion ver-
langen, dass alle Wahlstellen des 
Ausschusses neu besetzt wer-
den.“ 

 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 

„Fraktionen können Ausschuss-
mitglieder, die sie benannt haben, 
aus einem Ausschuss abberufen.“ 

 

16. § 47 b wird wie folgt geändert:  16.  unverändert 

a) Absatz 3 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung: 

 

„§ 46 Abs. 1 und 2 Satz 1, 3 und 6 
gelten entsprechend.“ 

 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

„(4) Abweichend von Absatz 3 kann 
die Gemeindevertretung beschließen, 
dass der Ortsbeirat von den Einwoh-
nerinnen und Einwohnern gewählt 
wird. Das Wahlverfahren wird durch 
Satzung geregelt.“  

 

c) Absatz 5 Satz 1 bis 3 erhält folgende 
Fassung:  

 

„Die Sitzungen des Ortsbeirates sind 
öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszu-
schließen, wenn überwiegende Be-
lange des öffentlichen Wohls oder be-
rechtigte Interessen Einzelner es er-
fordern. Über den Ausschluss der Öf-
fentlichkeit beschließt der Ortsbeirat 
im Einzelfall.“ 

 

17. § 47 f Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen.   17.  unverändert 

18. § 48 wird wie folgt geändert:  18. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen. a)  unverändert 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt:  

b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

„(2) Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 
kann in Gemeinden über 4 000 Ein-

„(2) Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 
kann in Gemeinden über 4 000 Ein-
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wohnerinnen und Einwohner die Ge-
meindevertretung beschließen, dass 
eine hauptamtliche Bürgermeisterin 
oder ein hauptamtlicher Bürgermeis-
ter gewählt wird. Für ihre oder seine 
Aufgaben gilt Absatz 3 Satz 2 und 3 
entsprechend. Die Wahl erfolgt durch 
die Gemeindevertretung. § 57 Abs. 4 
und § 15 b Abs. 4 Satz 1 und 2 der 
Amtsordnung gelten entsprechend.“ 

wohnerinnen und Einwohner die Ge-
meindevertretung beschließen, dass 
eine hauptamtliche Bürgermeisterin 
oder ein hauptamtlicher Bürgermeis-
ter gewählt wird. Für ihre oder seine 
Aufgaben gilt Absatz 3 Satz 2 und 3 
entsprechend. Die Wahl erfolgt durch 
die Gemeindevertretung. § 57 Abs. 3 
und  4 und § 15 b Abs. 4 Satz 1 und 2 
der Amtsordnung gelten entspre-
chend.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. c)  unverändert 

d) Der bisherige Absatz 3 wird gestri-
chen. 

d)  unverändert 

19. In § 54 wird die Zahl „70“ durch die Zahl 
„100“ ersetzt. 

 19.  unverändert 

  20. In § 57 Abs. 3 wird die Zahl „60“ durch 
die Zahl „62“ ersetzt. 

20. § 57 a wird wie folgt geändert:  21.  unverändert  

a) Absatz 2 wird gestrichen.  

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.  

21. In § 57 c Abs. 2 Nr. 1 wird die Angabe 
„§ 51 Abs. 2 Satz 3“ ersetzt durch die An-
gabe „§ 51 Abs. 2 Satz 6“. 

 22. § 57 c Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fas-
sung:  

  „1. ihre oder seine schriftliche Zu-
stimmung nach § 51 Abs. 2 Satz 6 
des Gemeinde- und Kreiswahl-
gesetzes zur Aufnahme in einen 
zum Zwecke der Wiederwahl einzu-
reichenden Wahlvorschlag nach 
§ 51 Abs. 1 Nr. 1 des Gemeinde- 
und Kreiswahlgesetzes zu erteilen, 
wenn der oder die Träger des 
Wahlvorschlags in der Gemeinde-
vertretung mit mindestens einem 
Drittel der gesetzlichen Zahl der 
Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter repräsentiert sind, 
und“ 

22. Nach § 60 wird folgender § 60 a einge-
fügt: 

 23.  unverändert 

„§ 60 a Große kreisangehörige Städte   

(1) Kreisangehörige Städte über 50.000 
Einwohnerinnen und Einwohner sind Gro-
ße kreisangehörige Städte. 

 

(2) Die Große kreisangehörige Stadt hat 
gegenüber dem Kreis einen Anspruch auf 
Übertragung folgender Aufgaben der un-
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teren Naturschutzbehörde:  

1. Mitwirkung als Träger öffentlicher Be-
lange bei der Aufstellung von Land-
schaftsprogrammen, 

 

2. im baurechtlichen Innenbereich die 
Ausweisung von Landschaftsschutz-
gebieten, Naturdenkmalen und ge-
schützten Landschaftsbestandteilen 
und deren einstweilige Sicherstellung, 

 

3. im baurechtlichen Innenbereich die 
Genehmigung von nicht unter den 
Vorhabenbegriff des § 29 BauGB fal-
lenden Eingriffen in Natur und Land-
schaft einschließlich entsprechender 
Aufschüttungen und Abgrabungen 
sowie die Festlegung der jeweiligen 
Kompensation nach Maßgabe des 
§ 15 des Gesetzes über Naturschutz 
und Landschaftspflege (Bundesnatur-
schutzgesetz – BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in Ver-
bindung mit § 9 des Gesetzes zum 
Schutz der Natur (Landesnatur-
schutzgesetz – LNatSchG) vom 
24. Februar 2010 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 301, ber. S. 486), geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 15. De-
zember 2010 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 784), 

 

4. Einzelanordnungen zum Schutz be-
stimmter Landschaftsbestandteile, 

 

5. Anerkennung von Naturerlebnisräu-
men, soweit die Zustimmung der 
Obersten Naturschutzbehörde vor-
liegt.  

 

Die Große kreisangehörige Stadt hat die 
professionelle Aufgabenerledigung durch 
spezialisiertes und geschultes Fachper-
sonal sicherzustellen. Die Übertragung 
der Aufgaben erfolgt durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag in entsprechender 
Anwendung des § 18 des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit; der Vertrag 
hat eine Kostenregelung vorzusehen und 
hat darzulegen, dass die wirtschaftliche 
und professionelle Erledigung der Aufga-
ben durch die Große kreisangehörige 
Stadt sichergestellt ist. Die Beteiligten 
können die Übertragung weiterer Aufga-
ben vereinbaren.  

 

(3) § 47 Abs. 1 Satz 2 bis 4 des Jugend-
förderungsgesetzes vom 5. Februar 1992 
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(GVOBl. Schl.-H. S. 158, ber. S. 226), zu-
letzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 24. September 20909 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 633), Zuständigkeiten und 
Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt 
durch Verordnung vom 08. September 
2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 575), bleibt un-
berührt. 

(4) Kommt eine einvernehmliche Kosten-
regelung nicht zustande, entscheidet eine 
von den Beteiligten gemeinsam beauf-
tragte Gutachterin oder ein von den Be-
teiligten gemeinsam beauftragter Gutach-
ter über diese Frage. Die Entscheidung 
der Gutachterin oder des Gutachters ist 
für die Beteiligten bindend. Die Kosten für 
die Gutachterin oder den Gutachter sind 
von den Beteiligten zu gleichen Teilen zu 
tragen. Können sich die Beteiligten nicht 
auf eine Gutachterin oder einen Gutach-
ter verständigen, benennt das Innenmi-
nisterium eine Gutachterin oder einen 
Gutachter, die oder der von den Beteilig-
ten gemeinsam zu beauftragen ist.  

 

(5) Erweist sich, dass die Erledigung der 
in Absatz 2 genannten Aufgaben durch 
die Große kreisangehörige Stadt nicht 
mindestens ebenso wirtschaftlich ist wie 
die Erledigung durch den Kreis, kann der 
Kreis die Aufhebung der Übertragungs-
vereinbarung verlangen.“  

 

23. In § 61 Abs. 2 werden nach den Worten 
„In kreisfreien“ die Worte „und in Großen 
kreisangehörigen“ eingefügt. 

 24.  unverändert 

24. In § 62 Abs. 2 Satz 3 werden nach den 
Worten „in kreisfreien“ die Worte „und in 
Großen kreisangehörigen“ eingefügt. 

 25.  unverändert 

  26. In § 67 Abs. 2 wird die Zahl „60“ durch 
die Zahl „62“ ersetzt. 

25. § 75 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

 27.  unverändert 

„Dabei ist den Erfordernissen des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts so-
wie Empfehlungen des Stabilitätsrates 
gemäß § 51 Abs. 1 des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes Rechnung zu tragen.“ 

 

26. In § 76 wird nach Absatz 3 folgender Ab-
satz 4 angefügt: 

 28.  unverändert 

„(4) Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben Spenden, Schenkungen und 
ähnliche Zuwendungen einwerben und 
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annehmen oder an Dritte vermitteln. Die 
Einwerbung und die Entgegennahme des 
Angebots einer Zuwendung obliegen 
ausschließlich der Bürgermeisterin oder 
dem Bürgermeister. Über die Annahme 
oder Vermittlung entscheidet die Ge-
meindevertretung. Die Bürgermeisterin 
bzw. der Bürgermeister erstellt jährlich 
einen Bericht, in welchem die Geber, die 
Zuwendungen und die Zuwendungszwe-
cke anzugeben sind und leitet diesen der 
Gemeindevertretung zu.“ 

27. § 89 wird wie folgt geändert:   29.  unverändert 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:  

„(3) Die Gemeinde darf mit Genehmi-
gung der Kommunalaufsichtsbehörde 
Gemeindevermögen in Stiftungsver-
mögen einbringen, wenn 

 

1. ein wichtiges Interesse der Ge-
meinde daran vorliegt,  

 

2. der von der Gemeinde damit an-
gestrebte Zweck nicht ebenso gut 
auf andere Weise erfüllt wird oder 
erfüllt werden kann und 

 

3. der Verwaltungshaushalt oder der 
Ergebnisplan des Haushaltsjahres 
und der drei nachfolgenden Jahre 
nach der Finanzplanung oder 
nach dem mittelfristigen Ergebnis-
plan ausgeglichen ist sowie der 
Verwaltungshaushalt, der Ergeb-
nisplan oder die Ergebnisrech-
nung in den beiden vorangegan-
genen Haushaltsjahren ausgegli-
chen war. 

 

Die Bürgermeisterin oder der Bürger-
meister ist verpflichtet, der Gemein-
devertretung oder bei einer Übertra-
gung der Entscheidung auf den 
Hauptausschuss nach § 28 Satz 1 Nr. 
22 dem Hauptausschuss das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Satz 
1 in einem Bericht darzulegen und 
dabei insbesondere auch auf die Vor- 
und Nachteile der Erfüllung des ange-
strebten Zwecks auf andere Weise 
sowie die Auswirkungen auf die Ei-
genkapitalausstattung, den Verwal-
tungshaushalt und den Ergebnisplan 
dazustellen.“ 

 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Ab-  
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satz 4 angefügt: 

„(4) Abweichend von Absatz 3 kann 
die Gemeinde Vermögen, das ihr von 
Dritten, an denen sie auch mittelbar 
nicht beteiligt ist, die von ihr nicht ge-
tragen oder mitgetragen werden oder 
in denen sie nicht Mitglied ist, in Stif-
tungen einbringen, sofern ihr dieses 
Vermögen mit einer entsprechenden 
Maßgabe zur Verfügung gestellt wor-
den ist.“ 

 

28. In § 95 b Absatz 2 Nr. 1 wird das Wort 
„Fehlbetrag“ durch das Wort „Jahresfehl-
betrag“ ersetzt. 

 30.  unverändert 

29. § 95 o wird wie folgt geändert:   31.  unverändert 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „3 000“ 
durch die Zahl „4 000“ ersetzt. 

 

b) Absatz 3 wird gestrichen.  

c) Die bisherigen Absätze 4 bis 9 wer-
den Absätze 3 bis 8. 

 

d) Im neuen Absatz 3 wird Satz 3 wird 
gestrichen. 

 

e) Der neue Absatz 5 erhält folgende 
Fassung: 

 

„(5) Die Gemeinde hat bei den Aufga-
benträgern nach Absatz 1 und bei den 
gemeinsamen Kommunalunterneh-
men, Zweckverbänden und Gesell-
schaften nach Absatz 3 darauf hinzu-
wirken, dass ihr das Recht einge-
räumt wird, von diesen alle erforderli-
chen Informationen und Unterlagen 
für die Zusammenfassung der Jah-
resabschlüsse zu verlangen.“ 

 

f) Der neue Absatz 8 erhält folgende 
Fassung:  

 

„(8) Die Gemeinde kann auf die Auf-
stellung eines Gesamtabschlusses für 
die ersten fünf Jahresabschlüsse 
nach § 95 m verzichten“. 

 

30. § 101 wird wie folgt geändert:  32. § 101 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die wirtschaftliche Betätigung im 
Ausland ist unter den Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 in begründeten 
Ausnahmefällen zulässig, wenn be-
rechtigte Interessen des Bundes oder 

„(3) Die wirtschaftliche Betätigung 
außerhalb Schleswig-Holsteins  ist 
unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes  1 zulässig , wenn berechtigte 
Interessen des Bundes oder des Lan-
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des Landes Schleswig-Holstein nicht 
entgegenstehen. Die Aufnahme einer 
wirtschaftlichen Betätigung im Aus-
land bedarf der vorherigen Genehmi-
gung durch die oberste Kommunal-
aufsichtsbehörde.“ 

des Schleswig-Holstein nicht entge-
genstehen. Die Aufnahme einer wirt-
schaftlichen Betätigung außerhalb 
Schleswig-Holsteins  ist der  obers-
ten Kommunalaufsichtsbehörde an-
zuzeigen; diese kann der wirt-
schaftlichen Betätigung widerspre-
chen .“ 

b) In Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe 
„29. Dezember 1986 (GVOBl. Schl.-H. 
1987 S. 11), geändert durch Verord-
nung vom 16. Juni 1998 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 210),“ ersetzt durch die 
Angabe „15. August 2007 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 404)“. 

b)  unverändert 

31. § 102 wird wie folgt geändert:  33. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Gehören einer Gemeinde mehr 
als 50 % der Anteile an einer Gesell-
schaft, so hat sie darauf hinzuwirken, 
dass 

„(4) Gehören einer Gemeinde mehr 
als 50 % der Anteile an einer Gesell-
schaft, so hat sie darauf hinzuwirken, 
dass 

1. für jedes Wirtschaftsjahr ein Wirt-
schaftsplan in sinngemäßer An-
wendung der Vorschriften der Ei-
genbetriebsverordnung aufgestellt 
wird, 

1.  unverändert 

 

2. der Wirtschaftsführung eine fünf-
jährige Finanzplanung zugrunde 
gelegt und der Gemeinde zur 
Kenntnis gebracht wird, 

2.  unverändert 

 

3. nach den Wirtschaftsgrundsätzen 
(§ 107) verfahren wird, wenn die 
Gesellschaft ein wirtschaftliches 
Unternehmen betreibt und 

3. nach den Wirtschaftsgrundsätzen 
(§ 107) verfahren wird, wenn die 
Gesellschaft ein wirtschaftliches 
Unternehmen betreibt.  

4. geregelt ist, dass die Gemeinde-
vertretung den von der Gemeinde 
in einer Gesellschaft bestellten 
oder auf Vorschlag der Gemeinde 
gewählten Mitgliedern des Auf-
sichtsrates oder eines entspre-
chenden Überwachungsorgans 
Weisungen erteilen kann, soweit 
die Bestellung eines Aufsichtsra-
tes nicht gesetzlich vorgeschrie-
ben ist.“ 

Sie soll darauf hinwirken, dass ge-
regelt ist, dass die Gemeindevertre-
tung den von der Gemeinde in einer 
Gesellschaft bestellten oder auf Vor-
schlag der Gemeinde gewählten Mit-
gliedern des Aufsichtsrates oder eines 
entsprechenden Überwachungsor-
gans Weisungen erteilen kann, soweit 
die Bestellung eines Aufsichtsrates 
nicht gesetzlich vorgeschrieben ist.“ 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: b)  unverändert 

„(5) Vertreterinnen und Vertreter der 
Gemeinde in einer Gesellschaft, an 
der Gemeinden, Kreise, Ämter oder 
Zweckverbände unmittelbar oder mit-
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telbar mit mehr als 50 % beteiligt sind, 
dürfen einer Beteiligung der Gesell-
schaft an einer anderen Gesellschaft 
oder anderen Vereinigung in einer 
Rechtsform des privaten Rechts nur 
nach vorheriger Zustimmung der Ge-
meindevertretung oder des Haupt-
ausschusses bei einer Übertragung 
der Entscheidung auf den Hauptaus-
schuss nach § 28 Satz 1 Nr. 18 und 
nur dann zustimmen, wenn für die 
Gemeinde selbst die Beteiligungsvor-
aussetzungen vorliegen und die Haf-
tung der sich beteiligenden Gesell-
schaft auf einen bestimmten Betrag 
begrenzt ist. Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Darüber hinaus bedürfen 
die Erhöhung der Beteiligung und we-
sentliche Änderungen des Gesell-
schaftsvertrages, insbesondere des 
Gesellschaftszwecks, ebenfalls der 
vorherigen Zustimmung der Gemein-
devertretung oder des Hauptaus-
schusses bei einer Übertragung der 
Entscheidung auf den Hauptaus-
schuss nach § 28 Satz 1 Nr. 18. Als 
Vertreterinnen und Vertreter der Ge-
meinde nach Satz 1 gelten auch Ge-
schäftsführerinnen und Geschäftsfüh-
rer, Vorstände sowie Mitglieder von 
sonstigen Organen und ähnlichen 
Gremien der Gesellschaft, die von der 
Gemeinde oder auf ihre Veranlassung 
in das Organ oder Gremium entsandt 
oder gewählt worden sind. Beruht die 
Entsendung oder die Wahl auf Veran-
lassung mehrerer Gemeinden, Kreise, 
Ämter oder Zweckverbände, so be-
darf es nur der Zustimmung der Ge-
meindevertretung (des Kreistags, des 
Amtsausschusses oder der Ver-
bandsversammlung), auf die sich die 
beteiligten Gemeinden, Kreise, Ämter 
oder Zweckverbände geeinigt haben. 
Die Sätze 1 bis 5 gelten nicht, soweit 
ihnen zwingende Vorschriften des 
Gesellschaftsrechts entgegenstehen.“ 

32. § 103 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

 34.  unverändert 

„§ 102 Abs. 5 Satz 4 bis 6 gilt entspre-
chend.“ 

 

33. § 104 Abs. 1 erhält folgende Fassung:  35. § 104 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vertreterinnen und Vertreter der 
Gemeinde in Gesellschaften, die der 
Gemeinde gehören (Eigengesellschaf-

„(1) Die Vertreterinnen und Vertreter der 
Gemeinde in Gesellschaften, die der 
Gemeinde gehören (Eigengesellschaf-
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ten), und in Gesellschaften, an denen die 
Gemeinde unmittelbar oder mittelbar be-
teiligt ist, werden von der Gemeinde be-
stellt. In der Gesellschafterversammlung 
oder in dem entsprechenden Organ der 
Gesellschaft, an der die Gemeinde betei-
ligt ist, soll die gesetzliche Vertreterin 
oder der gesetzliche Vertreter die Ge-
meinde vertreten; sie oder er kann einen 
Beschäftigten der Gemeinde, vorzugs-
weise den für das Beteiligungsmanage-
ment zuständigen Beschäftigten, mit ihrer 
oder seiner Vertretung beauftragen. Vor-
behaltlich entgegenstehender gesetzli-
cher Bestimmungen haben die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Gemeinde in 
Gesellschaften das Interesse der Ge-
meinde zu verfolgen; sie sind an die Be-
schlüsse der Gemeindevertretung ge-
bunden und haben die Gemeindevertre-
tung über alle wichtigen Angelegenheiten 
möglichst frühzeitig zu unterrichten und 
ihr auf Verlangen Auskunft zu erteilen.“  

ten), und in Gesellschaften, an denen die 
Gemeinde unmittelbar oder mittelbar be-
teiligt ist, werden von der Gemeinde be-
stellt. In der Gesellschafterversammlung 
oder in dem entsprechenden Organ der 
Gesellschaft, an der die Gemeinde betei-
ligt ist, soll die gesetzliche Vertreterin 
oder der gesetzliche Vertreter die Ge-
meinde vertreten; sie oder er kann einen 
Beschäftigten der Gemeinde, vorzugs-
weise den für das Beteiligungsmanage-
ment zuständigen Beschäftigten, mit ihrer 
oder seiner Vertretung beauftragen. Vor-
behaltlich entgegenstehender gesetzli-
cher Bestimmungen haben die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Gemeinde in 
Gesellschaften das Interesse der Ge-
meinde zu verfolgen; sie sollen im Sinne 
der  Beschlüsse der Gemeindevertretung 
handeln  und haben die Gemeindevertre-
tung über alle wichtigen Angelegenheiten 
möglichst frühzeitig zu unterrichten und 
ihr auf Verlangen Auskunft zu erteilen.“ 

34. § 108 Abs. 1 erhält folgende Fassung:  36.  § 108 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Will die Gemeinde „(1) Will die Gemeinde 

1. eine Gesellschaft gründen, sich an 
der Gründung einer Gesellschaft oder 
an einer bestehenden Gesellschaft 
beteiligen oder über eine wesentliche 
Änderung des Gesellschaftszwecks 
oder des Gesellschaftsvertrages ent-
scheiden, 

1.  unverändert 

2. die Beteiligung an einer Gesellschaft 
erhöhen, 

2.  unverändert 

3. eine Beteiligung an einer Gesell-
schaft, ein wirtschaftliches Unterneh-
men oder eine Einrichtung nach § 101 
Abs. 4 vollständig oder teilweise ver-
äußern, 

3.  unverändert 

4. ein wirtschaftliches Unternehmen er-
richten, übernehmen oder wesentlich 
erweitern oder über eine wesentliche 
Änderung des Zwecks entscheiden, 

4.  unverändert 

5. Rechtsgeschäfte vornehmen, die ihrer 
Art nach geeignet sind, den Einfluss 
der Gemeinde auf ein wirtschaftliches 
Unternehmen zu mindern oder zu be-
seitigen, 

5.  unverändert 

6. einen Eigenbetrieb in eine andere 
Rechtsform umwandeln, 

6.  unverändert 
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7. Unternehmen und Einrichtungen ent-
sprechend den Vorschriften über Ei-
genbetriebe führen oder 

7. Unternehmen und Einrichtungen ent-
sprechend den Vorschriften über Ei-
genbetriebe führen, 

8. ein Kommunalunternehmen nach 
§ 106 a errichten, wesentlich erwei-
tern oder auflösen, 

8. ein Kommunalunternehmen nach 
§ 106 a errichten, wesentlich erwei-
tern oder auflösen oder 

 9. sich außerhalb Schleswig-Hol-
steins wirtschaftlich betätigen, 

hat sie dies der Kommunalaufsichtsbe-
hörde, spätestens sechs Wochen vor der 
Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung oder des Hauptausschusses bei ei-
ner Übertragung der Entscheidung auf 
den Hauptausschuss nach § 28 Satz 1 
Nr. 18 anzuzeigen. Aus der Anzeige 
muss zu ersehen sein, ob die gesetzli-
chen Voraussetzungen, vorbehaltlich der 
Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung oder des Hauptausschusses bei ei-
ner Übertragung der Entscheidung auf 
den Hauptausschuss nach § 28 Satz 1 
Nr. 18, erfüllt sind. Die Entscheidung der 
Gemeinde ist der Kommunalaufsichtsbe-
hörde unverzüglich schriftlich anzuzeigen; 
Satz 2 gilt entsprechend. Die Entschei-
dung der Gemeinde wird wirksam, wenn 
die Kommunalaufsichtsbehörde nicht in-
nerhalb von sechs Wochen nach Eingang 
der Beschlussfassung wegen Verletzung 
von Rechtsvorschriften widerspricht oder 
vor Ablauf der Frist erklärt, dass sie nicht 
widersprechen wird. Die Kommunalauf-
sichtsbehörde kann die Frist im Einzelfall 
verlängern.“ 

hat sie dies der Kommunalaufsichtsbe-
hörde, spätestens sechs Wochen vor der 
Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung oder des Hauptausschusses bei ei-
ner Übertragung der Entscheidung auf 
den Hauptausschuss nach § 28 Satz 1 
Nr. 18 anzuzeigen. Aus der Anzeige 
muss zu ersehen sein, ob die gesetzli-
chen Voraussetzungen, vorbehaltlich der 
Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung oder des Hauptausschusses bei ei-
ner Übertragung der Entscheidung auf 
den Hauptausschuss nach § 28 Satz 1 
Nr. 18, erfüllt sind. Die Entscheidung der 
Gemeinde ist der Kommunalaufsichtsbe-
hörde unverzüglich schriftlich anzuzeigen; 
Satz 2 gilt entsprechend. Die Entschei-
dung der Gemeinde wird wirksam, wenn 
die Kommunalaufsichtsbehörde nicht in-
nerhalb von sechs Wochen nach Eingang 
der Beschlussfassung wegen Verletzung 
von Rechtsvorschriften widerspricht oder 
vor Ablauf der Frist erklärt, dass sie nicht 
widersprechen wird. Die Kommunalauf-
sichtsbehörde kann die Frist im Einzelfall 
verlängern.“ 

35. In § 116 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „(§ 
95 o Abs. 8)“ durch die Angabe „(§ 95 o 
Abs. 7)“ ersetzt. 

 37.  unverändert 

36. § 133 wird wie folgt geändert:  38.  unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Statis-
tischen Landesamt“ durch die Worte 
„Statistischen Amt für Hamburg und 
Schleswig-Holstein“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 2 Satz 1 und 2 werden die 
Worte „Statistische Landesamt“ durch 
die Worte „Statistische Amt für Ham-
burg und Schleswig-Holstein“ ersetzt. 

 

37. § 135 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fas-
sung: 

 39.  unverändert 

„4. die Durchführung des Bürgerent-
scheids und Bürgerbegehrens nach 
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§ 16 c,“ 

Artikel 3 
Änderung der Kreisordnung 

für Schleswig-Holstein 

Artikel 3 
Änderung der Kreisordnung 

für Schleswig-Holstein 

Die Kreisordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 94), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 16. September 2009 
(GVOBl. Sch.-H. S. 572), wird wie folgt ge-
ändert: 

 Die Kreisordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 94), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 16. September 2009 
(GVOBl. Sch.-H. S. 572), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. §§ 16 a bis 16 d werden durch folgenden 
§ 16 a ersetzt: 

 1.  unverändert 

„§ 16 a 
Unterrichtung und Beteiligung 
der Einwohnerinnen und Ein-

wohner 

 

(1) Der Kreis unterrichtet die Einwohne-
rinnen und Einwohner möglichst frühzeitig 
über allgemein bedeutsame Angelegen-
heiten des Kreises und fördert das Inte-
resse an der Selbstverwaltung. Vorschrif-
ten über eine förmliche Beteiligung oder 
Anhörung bleiben unberührt. 

 

(2) Der Kreistag muss bei öffentlichen 
Sitzungen Einwohnerinnen und Einwoh-
nern, die das 14. Lebensjahr vollendet 
haben, die Möglichkeit einräumen, Fra-
gen zu Beratungsgegenständen oder an-
deren Kreisangelegenheiten zu stellen 
und Vorschläge oder Anregungen zu un-
terbreiten. Die Ausschüsse können in ih-
ren Sitzungen ebenfalls eine Einwohner-
fragestunde durchführen. Der Kreistag 
kann beschließen, Sachkundige sowie 
Einwohnerinnen und Einwohner, die von 
dem Gegenstand der Beratung betroffen 
sind, anzuhören. 

 

(3) Das Nähere wird durch Satzung gere-
gelt.“ 

  

2. § 16 e wird § 16 b und erhält folgende 
Fassung: 

 2.  unverändert 

„§ 16 b 
Einwohnerantrag 

 

(1) Die Einwohnerinnen und Einwohner, 
die das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
können beantragen, dass der Kreistag 
oder im Fall der Übertragung nach § 22 

 



Drucksache 17/2368 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. Wahlperiode 

 

 - 32 - 

Abs. 1 Satz 3 der zuständige Ausschuss 
bestimmte ihm obliegende Selbstverwal-
tungsaufgaben berät und entscheidet. 
Der Antrag muss von mindestens 5 % der 
Einwohnerinnen und Einwohner, die das 
14. Lebensjahr vollendet haben, unter-
zeichnet sein. Über die Zulässigkeit des 
Antrags von Einwohnerinnen und Ein-
wohnern entscheidet der Kreistag. 

(2) Das Nähere wird durch Satzung gere-
gelt.“ 

 

3. § 16 f wird § 16 c und wie folgt geändert:   3.  unverändert 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.  

b) In Absatz 5 Satz 4 wird die Angabe 
„Satz 1“ gestrichen. 

 

c) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe 
„Satz 1“ gestrichen. 

 

4. § 16 g wird § 16 d. Satz 1 wird wie folgt 
geändert: 

 4.  unverändert 

a) Die Angabe „(§ 16 e)“ wird durch die 
Angabe „(§ 16 b)“ ersetzt.  

 

b) Die Angabe „(§ 16 f)“ wird durch die 
Angabe „(§ 16 c)“ ersetzt. 

 

5. In § 23 wird in der Überschrift das Wort 
„Aufgaben“ durch das Wort „Entschei-
dungen“ ersetzt. 

 5.  unverändert 

6. In § 26 a Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte 
„des gehobenen oder des höheren Diens-
tes“ ersetzt durch die Worte „der Lauf-
bahngruppe 2“.  

 6.  unverändert 

7. § 27 a wird wie folgt geändert:  7. § 27 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a)  unverändert 

„(1) Kreistagsabgeordnete können 
sich durch Erklärung gegenüber der 
oder dem Vorsitzenden des Kreista-
ges zu einer Fraktion zusammen-
schließen. Die Mindestzahl der Mit-
glieder einer Fraktion beträgt zwei.“ 

 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Nähere Einzelheiten über die in-
nere Ordnung, über die Aufnahme 
und das Ausscheiden von Mitgliedern 
sowie ihrer Rechte und Pflichten re-
gelt die Fraktion durch Geschäftsord-
nung.“ 

„(3) Nähere Einzelheiten über die in-
nere Ordnung, über die Aufnahme 
und das Ausscheiden von Mitgliedern 
sowie ihrer Rechte und Pflichten kann 
die Fraktion durch Geschäftsordnung 
regeln .“ 
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c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Kreis kann Zuschüsse zur Er-
füllung der organschaftlichen Aufga-
ben für den nachprüfbaren notwendi-
gen sachlichen und personellen Auf-
wand für die Geschäftsführung der 
Fraktionen gewähren. Die Grundsätze 
einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Haushaltsführung sind zu beachten. 
Über die ordnungsgemäße Verwen-
dung ist ein Nachweis zu führen.“ 

„(4) Der Kreis kann Zuschüsse zur Er-
füllung der Aufgaben  für den not-
wendigen  sachlichen und personel-
len Aufwand für die Geschäftsführung 
der Fraktionen gewähren. Dazu zählt 
auch eine angemessene Öffent-
lichkeitsarbeit. Über die ordnungs-
gemäße Verwendung ist ein Nach-
weis zu führen.“ 

d) Absatz 5 wird gestrichen. d)  unverändert 

8. In § 28 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte 
„die sich aus der Teilung der Sitzzahlen 
der Fraktionen durch 1, 2, 3 usw. erge-
ben“ ersetzt durch die Worte „die sich aus 
der Teilung der Sitzzahlen der Fraktionen 
durch 0,5 – 1,5 – 2,5  usw. ergeben“ 

 8.  unverändert 

9. In § 30 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 
„allgemein oder“ gestrichen. 

 9.  unverändert 

10. § 35 wird wie folgt geändert:  10.  unverändert 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

 

„Bei Stimmengleichheit findet ein 
weiterer Wahlgang statt.“ 

 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 
und vor dem Wort „Stimmen-
gleichheit“ wird das Wort „erneu-
ter“ eingefügt. 

 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2“ 
durch die Angabe „Abs. 3“ ersetzt.  

 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:  

„Die Zahl der Stimmen, die jeder 
Wahlvorschlag erhält, wird durch 
0,5 – 1,5 – 2, 5 usw. geteilt.“ 

 

11. In § 40 Abs. 2 wird nach dem Wort „ihrer“ 
das Wort „regelmäßigen“ eingefügt. 

 11.  unverändert 

12. § 41 wird wie folgt geändert:  12.  unverändert 

a) Absatz 8 Satz 1 und 2 erhält folgende 
Fassung: 

 

„Die Sitzungen der Ausschüsse sind 
öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszu-
schließen, wenn überwiegende Be-
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lange des öffentlichen Wohls oder be-
rechtigte Interessen einzelner es er-
fordern.“ 

b) In Absatz 9 wird nach Satz 3 folgen-
der Satz 4 angefügt: 

 

„In nicht öffentlichen Sitzungen finden 
die Sätze 1 bis 3 insoweit keine An-
wendung, als zu einem Beratungsge-
genstand Auskunft oder Akteneinsicht 
gemäß § 25 Abs. 2 nicht gewährt wer-
den darf.“ 

 

c) Absatz 10 wird wie folgt geändert:  

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:  

„Sofern die Zusammensetzung ei-
nes Ausschusses nicht mehr dem 
Verhältnis der Stärke der Fraktio-
nen im Kreistag entspricht, kann 
jede Fraktion verlangen, dass alle 
Wahlstellen des Ausschusses neu 
besetzt werden.“ 

 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 

„Fraktionen können Ausschuss-
mitglieder, die sie benannt haben, 
aus einem Ausschuss abberufen.“ 

 

13. § 43 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  13. § 43 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

 a) Die Zahl „60“ wird durch die Zahl 
„62“ ersetzt. 

a) In Nummer 2 wird nach dem Wort 
„hat“ der Punkt durch das Wort „und“ 
ersetzt. 

b)  unverändert 

b) Folgende Nummer 3 wird angefügt: c)  unverändert 

„3. die für dieses Amt erforderliche 
Eignung, Befähigung und Sach-
kunde besitzt.“ 

 

14. In § 48 Abs. 3 werden die Worte „zum 
höheren Dienst“ durch die Worte „für das 
zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 
2“ ersetzt. 

 14.  unverändert 

15. In § 51 Abs. 3 Satz 4 werden die Worte 
„dieser oder diese“ durch die Worte „die-
se oder dieser“ ersetzt. 

 15.  unverändert 

16.  § 73 Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fas-
sung: 

 16.  unverändert 

„3. die Durchführung des Bürgerent-
scheids und Bürgerbegehrens nach 
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§ 16 c,“ 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 

Das Gesetz über kommunale Zusammenar-
beit in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 122), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 2006 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 285), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. § 2 wird wie folgt geändert:    

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den 
Worten „Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung“ die Worte „ganz oder teil-
weise“ eingefügt. 

 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:  

„(3) Zweckverbände, die sich aus-
schließlich aus amtsangehörigen 
Gemeinden eines Amtes zusammen-
setzen, haben die Verwaltung des 
Amtes in Anspruch zu nehmen. Das 
Amt ist zur Übernahme der Verwal-
tung verpflichtet. Wenn das Amt auf 
eigene Beschäftigte und Verwal-
tungseinrichtungen verzichtet hat, 
geht die Verpflichtung auf die Körper-
schaft des öffentlichen Rechts über, 
die nach § 1 Abs. 3 Satz 2 der Amt-
sordnung die Aufgaben des Amtes 
durchführt. § 21 der Amtsordnung gilt 
entsprechend.“  

 

2. § 5 Abs. 6 wird wie folgt geändert:   

a) In dem Klammerzusatz nach § 16 a 
werden nach dem Wort „Unterrich-
tung“ die Worte „und Beteiligung“ ein-
gefügt. 

 

b) Die §§ 16 c und 16 e einschließlich 
der Klammerzusätze werden gestri-
chen. 

 

c) Nach den Worten „§ 42 (Ordnung in 
Sitzungen)“ wird das Komma durch 
das Wort „und“ ersetzt. 

 

d) Nach den Worten „§§ 43 und 47 (Wi-
derspruch gegen Beschlüsse)“ wird 
das Komma durch einen Punkt er-
setzt. 

 

e) Die Worte „§ 45 (Aufgaben und Ein-
richtungen der Ausschüsse) und § 46 
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Abs. 3, 4, 5 Satz 1, Abs. 6 bis 9, 11 
und 12 (Mitglieder und Geschäftsord-
nung der Ausschüsse).“ werden ge-
strichen. 

3.  § 12 wird wie folgt geändert:   

a) In der Überschrift wird das Wort 
„Hauptausschuss“ durch das Wort 
„Ausschüsse“ ersetzt.  

 

b) In Absatz 4 wird der bisherige Satz 1 
wie folgt neu gefasst: 

 

„Die Verbandssatzung kann die Bil-
dung von Ausschüssen vorsehen.“ 

 

c) In Absatz 6 wird Satz 2 gestrichen.   

d) Folgender Absatz 7 wird angefügt:  

„(7) Im Übrigen gelten für Ausschüsse 
die §§ 45 und 46 Abs. 3, 4, 5 Satz 1, 
Abs. 6 bis 9, 11 und 12 der Gemein-
deordnung entsprechend.“ 

 

4.  In § 14 Abs. 2 wird folgende Nummer 3 
angefügt: 

  

„3. Hat der Zweckverband von der Bil-
dung von Ausschüssen gemäß § 12 
Abs. 4 Satz 1 abgesehen und hat kein 
Verbandsmitglied ein Rechnungsprü-
fungsamt eingerichtet, so werden die 
Aufgaben nach Nummer 1 von der 
Verbandsversammlung wahrgenom-
men.“ 

 

5. § 15 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„Im Übrigen gelten für Zweckverbände, 
die überwiegend wirtschaftliche Aufgaben 
erfüllen, die Vorschriften für Eigenbetrie-
be der Gemeinden entsprechend; abwei-
chend hiervon kann in der Verbandssat-
zung geregelt werden, dass die Vorschrif-
ten für eine Haushaltswirtschaft nach den 
Grundsätzen der doppelten Buchführung 
entsprechend gelten." 

 

6. § 16 Satz 1 wird wie folgt geändert:    

a) Die Worte: „den Beitritt und das Aus-
scheiden von Verbandsmitgliedern“ 
gestrichen. 

 

b) Der Punkt wird durch ein Semikolon 
ersetzt.  

 

c) Folgender Halbsatz wird angefügt:  
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„der Beitritt und das Ausscheiden von 
Verbandsmitgliedern ist der Auf-
sichtsbehörde anzuzeigen.“ 

 

7. § 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert:   

a) In Satz 1 werden nach den Worten 
„Aufgaben der übrigen Beteiligten“ die 
Worte „ganz oder teilweise“ eingefügt. 

 

b) Satz 4 wird gestrichen.  

8. § 21 wird wie folgt geändert:   

a) In der Überschrift werden die Worte 
„öffentlich-rechtliche Vereinbarung“ 
durch die Worte „Verträge nach §§ 18 
und 19 a“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Vereinba-
rungen“ durch die  Worte „Verträge 
nach §§ 18 und 19 a“ ersetzt. 

 

9. § 22 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 1 wird die Angabe „(1)“ ge-
strichen. 

 

b) Absatz 2 wird gestrichen.  

10. § 23 wird gestrichen.   

Artikel 5 
Änderung des Gemeinde- und 

Kreiswahlgesetzes 

Artikel 5 
Änderung des Gemeinde- und 

Kreiswahlgesetzes 

Das Gemeinde- und Kreiswahlgesetz 
(GKWG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. März 1997 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 151), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 16. September 2009 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 572), wird wie folgt geändert: 

 Das Gemeinde- und Kreiswahlgesetz 
(GKWG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. März 1997 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 151), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 16. September 2009 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 572), wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 2 wird die Zahl „70“ durch die 
Zahl „100“ ersetzt. 

 1.  unverändert 

2. § 8 erhält folgende Fassung:  2. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 
Anzahl der Vertreterinnen und 

Vertreter 

„§ 8 
Anzahl der Vertreterinnen und 

Vertreter 

Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertre-
ter beträgt vorbehaltlich der sich aus die-
sem Gesetz ergebenden Abweichungen 

 Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertre-
ter beträgt vorbehaltlich der sich aus die-
sem Gesetz ergebenden Abweichungen 

Zahl der Vertreterinnen und 
Vertreter 

 Zahl der Vertreterinnen und 
Vertreter 

 Einwohnerzahl 

Insge-
samt 

Unmit-
telbare 

Vertrete-

Listen-
vertre-

terinnen 

 

 Einwohnerzahl 

Insge-
samt 

Unmit-
telbare 

Vertrete-

Listen-
vertrete-
rinnen 
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rinnen 
und 

Vertreter 

und 
Listen-
vertre-

ter 

rinnen 
und 

Vertreter 

und 
Listen-

vertreter 

 1.  in kreisangehöri-
gen Gemeinden 

     1.  in kreisangehöri-
gen Gemeinden 

   

  mehr als 100 bis 
zu 200 

7 4 3    mehr als 100 bis 
zu 200 

7 4 3 

  mehr als 200 bis 
zu 750 

9 5 4    mehr als 200 bis 
zu 750 

9 5 4 

  mehr als 750 bis 
zu 1 250 

11 6 5    mehr als 750 bis 
zu 1 250 

11 6 5 

  mehr als 1 250 
bis zu 2 000 

13 7 6    mehr als 1 250 
bis zu 2 500 

13 7 6 

  mehr als 2 000 
bis zu 5 000 

17 9 8    mehr als 2 500 
bis zu 5 000 

17 9 8 

  mehr als 5 000 
bis zu 10 000 

19 10 9    mehr als 5 000 
bis zu 10 000 

19 10 9 

  mehr als 10 000 
bis zu 15 000 

23 12 11    mehr als 10 000 
bis zu 15 000 

23 12 11 

  mehr als 15 000 
bis zu 25 000 

27 14 13    mehr als 15 000 
bis zu 25 000 

27 14 13 

  mehr als 25 000 
bis zu 35 000 

31 16 15    mehr als 25 000 
bis zu 35 000 

31 16 15 

  mehr als 35 000 
bis zu 45 000 

35 18 17    mehr als 35 000 
bis zu 45 000 

35 18 17 

  mehr als 45 000 39 20 19    mehr als 45 000 39 20 19 
         
 2. in kreisfreien 

Städten 
     2. in kreisfreien 

Städten 
   

  bis zu 150 000 43 22 21    bis zu 150 000 43 22 21 
  mehr als 150 000 49 25 24    mehr als 150 000 49 25 24 
         
 3. in Kreisen      3. in Kreisen    
  bis zu 200 000 45 45 22    bis zu 200 000 45 45 22 
  mehr als 200 000 49 49 24“    mehr als 200 000 49 49 24“ 
   
3. In § 9 Abs. 1 wird die Zahl „70“ durch die 

Zahl „100“ ersetzt. 
 3. § 9 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz  1 wird die Zahl „70“ durch die 
Zahl „100“ ersetzt. 

  b) In den Absätzen 1 und 2 werden je-
weils die Zahlen „2 000“ durch die 
Zahlen „2 500“ ersetzt. 

4. § 10 wird wie folgt geändert:  4.  unverändert 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

 

„Die restlichen Sitze werden auf die 
Listenwahlvorschläge verteilt in der 
Reihenfolge der Höchstzahlen, die 
sich durch Teilung der für die Listen-
wahlvorschläge errechneten Gesamt-
stimmenzahlen durch 0,5 - 1,5 - 2,5 
usw. ergeben (verhältnismäßiger 
Sitzanteil).“ 

 

b) In Absatz 4 wird der Satz 3 gestri-
chen. 

 

5. § 15 wird wie folgt geändert:  5.  unverändert 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 
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„Die Bevölkerungszahl eines Wahl-
kreises darf nicht mehr als 20 v. H. 
von der durchschnittlichen Bevölke-
rungszahl der Wahlkreise im Wahlge-
biet abweichen.“ 

 

b) Absatz 4 Satz 3 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

 

„Im Kreis Pinneberg bildet die Ge-
meinde Helgoland einen Wahlkreis. 
Im Kreis Nordfriesland bilden die Ge-
meinden der Insel Amrum, die Ge-
meinden der Insel Föhr und das Amt 
Pellworm jeweils einen Wahlkreis.“. 

 

6. In § 16 Abs. 2 wird die Zahl „70“ durch die 
Zahl „100“ ersetzt. 

 6.  unverändert 

7. § 51 wird wie folgt geändert:  7.  unverändert 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgen-
de Fassung: 

 

„(1) Wahlvorschläge können einrei-
chen: 

 

1. in der Gemeindevertretung vertre-
tene politische Parteien und Wäh-
lergruppen; mehrere politische 
Parteien und Wählergruppen kön-
nen gemeinsam einen Wahlvor-
schlag (gemeinsamer Wahlvor-
schlag) einreichen. 

 

2. jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber für sich selbst. 

 

Jede politische Partei oder Wähler-
gruppe kann nur einen Wahlvorschlag 
einreichen oder sich nur an einem 
gemeinsamen Wahlvorschlag beteili-
gen. 

 

(2) Als Bewerberin oder Bewerber auf 
einem Wahlvorschlag einer politi-
schen Partei oder Wählergruppe oder 
auf einem gemeinsamen Wahlvor-
schlag kann nur benannt werden, wer  

 

1. in einer nach ihrer Satzung zu-
ständigen Versammlung der im 
Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
wahlberechtigten Mitglieder dieser 
Partei oder Wählergruppe (Mit-
gliederversammlung) oder 

 

2. in einer nach ihrer Satzung zu-
ständigen Versammlung der von 
der Mitgliederversammlung nach 
Nummer 1 aus deren Mitte ge-
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wählten Vertreterinnen und Vertre-
tern (Vertreterversammlung) 

hierzu gewählt worden ist. Die Be-
werberin oder der Bewerber sowie die 
Vertreterinnen und Vertreter für die 
Vertreterversammlung werden von 
den Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern der Versammlung in geheimer 
schriftlicher Abstimmung gewählt. 
Vorschlagsberechtigt ist jede Teil-
nehmerin und jeder Teilnehmer der 
Versammlung. Der Wahlvorschlag ei-
ner politischen Partei oder Wähler-
gruppe muss von der für das Wahlge-
biet nach ihrer Satzung zuständigen 
Leitung unterzeichnet sein. Ein ge-
meinsamer Wahlvorschlag muss von 
der für das Wahlgebiet nach ihrer 
Satzung zuständigen Leitung jeder 
am Wahlvorschlag beteiligten politi-
schen Partei oder Wählergruppe un-
terzeichnet sein. Als Bewerberin oder 
Bewerber kann nur vorgeschlagen 
werden, wer ihre oder seine Zustim-
mung hierzu schriftlich erteilt hat; die 
Zustimmung ist unwiderruflich.“. 

 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „Absatz 2 
Satz 1“ durch die Angabe „Absatz 2 
Satz 4 und 5“ ersetzt. 

 

8. § 53 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung: 

 8.  unverändert 

„Wahlvorschläge von politischen Parteien 
und Wählergruppen sowie gemeinsame 
Wahlvorschläge von politischen Parteien 
und Wählergruppen sind als solche zu 
kennzeichnen.“. 

 

9. § 61 a wird gestrichen.  9.  unverändert 

Artikel 6 
Änderung des Sparkassenge-
setzes für Schleswig-Holstein 

Artikel 6 
Änderung des Sparkassenge-
setzes für Schleswig-Holstein 

Das Sparkassengesetz für das Land Schles-
wig-Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. September 2008 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 372), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 8. Juli 2010 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 498), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. In der Überschrift werden nach dem Wort 
„Schleswig-Holstein“ die Kurzbezeich-
nung und Abkürzung „(Sparkassengesetz 
- SpkG)“ eingefügt. 
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2. § 1 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 1 werden die Worte „ein 
Amt,“ gestrichen. 

 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „klei-
ne“ gestrichen. 

 

3. § 7 wird wie folgt geändert:   

a) Absatz 4 wird gestrichen.  

b) Die Absätze 5 bis 7 werden Absätze 4 
bis 6. 

 

4. In § 8 Abs. 1 werden die Worte „die 
Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor, in 
ehrenamtlich verwalteten Ämtern die 
Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher,“ 
gestrichen. 

  

5. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:   

a) In Satz 2 werden die Worte „ein Amt 
oder“ und die Worte „der amtsange-
hörigen Gemeinden oder“ gestrichen. 

 

b) In Satz 5 werden die Worte „ein Amt 
oder“, die Worte „dem Amtsaus-
schuss oder“ und die Worte „zu dem 
Amt oder“ gestrichen. 

 

c) In Satz 6 werden die Worte „zum Amt 
oder“ gestrichen. 

 

6. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert:   

a) Nummer 8 erhält folgende Fassung:  

„8. den Beschluss über den Stellen-
plan,“ 

 

b) In Nummer 15 wird das Wort „Haftein-
lagen“ durch die Worte „stillen Einla-
gen“ ersetzt. 

 

7. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung:    

„(2) Der Verwaltungsrat beauftragt einen 
oder mehrere geeignete Beschäftigte mit 
der Vertretung der Vorstandsmitglieder im 
Verhinderungsfall (Vorstandsvertreterin 
oder Vorstandsvertreter). Ein Verhinde-
rungsfall liegt vor, wenn ein Mitglied des 
Vorstands seine Tätigkeit aus tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen zeitweise 
oder dauerhaft nicht oder nicht mehr aus-
üben kann, insbesondere aufgrund von 
Krankheit, Urlaub, Beurlaubung vom 
Dienst oder Ausscheiden aus dem Amt. 
Im Fall des Ausscheidens aus dem Amt 
dauert der Verhinderungsfall solange an, 
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bis ein neues Vorstandsmitglied im Amt 
ist. Der Verwaltungsrat kann den Auftrag 
jederzeit widerrufen.“ 

8. In § 18 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„und des Mitgliedes des Verwaltungsrates 
nach § 7 Abs. 4“ gestrichen. 

  

9. § 25 erhält folgende Fassung:    

„§ 25 
Stellenplan und Erfolgsvoraus-

schau 

 

Der Vorstand hat vor Beginn eines jeden 
Geschäftsjahrs einen Stellenplan aufzustel-
len und dem Verwaltungsrat zur Beschluss-
fassung vorzulegen. Gleichzeitig hat er dem 
Verwaltungsrat eine Erfolgsvorausschau zur 
Kenntnisnahme zuzuleiten.“ 

  

10. § 28 Abs. 4 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„Davon abweichend  

1. werden die Verwaltungsgeschäfte des 
Sparkassenzweckverbands von der 
Sparkasse wahrgenommen und der 
hierfür erforderliche Finanzbedarf von 
der Sparkasse gedeckt, 

 

2. kann der Sparkassenzweckverband 
vom Erlass einer Haushaltssatzung 
absehen und 

 

3. können im Fall der Vereinigung von 
Sparkassen Sparkassenzweckver-
bände einen Sparkassenzweckver-
band bilden.“ 

 

Artikel 7 
Änderung des Kommunalab-

gabengesetzes 

Artikel 7 
Änderung des Kommunalab-

gabengesetzes 

Das Kommunalabgabengesetz des Landes 
Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Januar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. Juli 2007 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 362), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. § 6 wird wie folgt geändert:   

a) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 
7 eingefügt: 

 

„(7) Grundstücksbezogene Benut-
zungsgebühren ruhen als öffentliche 
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Last auf dem Grundstück.“ 

b) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8  

2. In § 10 Abs. 3 wird folgender Satz 4 an-
gefügt: 

  

„In den Fällen, in denen Wohnungsgeber, 
Betreiber oder die sonst durch Satzung 
Verpflichteten mit der Abwicklung der Be-
herbergung und Nutzungsüberlassung 
Dritte beauftragen, die gewerbsmäßig 
derartige Abwicklungen übernehmen, 
können durch Satzung auch den beauf-
tragten Dritten die Pflichten und die Haf-
tung auferlegt werden.“ 

 

Artikel 8 
Änderung des Schulgesetzes 

Artikel 8 
Änderung des Schulgesetzes 

Das Schulgesetz vom 24. Januar 2007 
(GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
28. Januar 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 23, ber. 
S.48), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

In § 56 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Schulträgerschaft“ die Worte „nach Maßga-
be des § 5 Abs. 1 der Amtsordnung“ einge-
fügt. 

  

Artikel 9 
Änderung der Kommunalbe-

soldungsverordnung 

Artikel 9 
Änderung der Kommunalbe-

soldungsverordnung 

Die Kommunalbesoldungsverordnung vom 
8. Dezember 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 906), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 
7. Juli 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 520), wird 
wie folgt geändert: 

 Die Kommunalbesoldungsverordnung vom 
8. Dezember 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 906), 
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 26. Januar 2012 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 153),  wird wie folgt geändert:  

1. § 5 wird wie folgt geändert:  1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„mit bis zu 4 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern in die Besoldungsgruppe 
A 13“ durch die Worte „ohne eigene 
Verwaltung (§ 48 Abs. 2 Gemeinde-
ordnung) in die Besoldungsgruppe 
A 12“ ersetzt. 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„mit bis zu 4 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern in die Besoldungsgruppe 
A 13“ durch die Worte „ohne eigene 
Verwaltung (§ 48 Abs. 2 Gemeinde-
ordnung) in die Besoldungsgruppe 
A 13“ ersetzt. 

b) Die Absätze 3 und 4 werden gestri-
chen. 

b)  unverändert 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3. c)  unverändert 

2. § 7 Satz 2 wird gestrichen.  2.  unverändert 
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3. § 8 wird wie folgt geändert:  3.  unverändert 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.  

b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 angefügt: 

 

“(2) Abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 1 
behalten die am (einsetzen Datum 
des Tages vor Inkrafttreten dieses Ar-
tikelgesetzes) im Amt befindlichen 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter in Gemeinden ohne eigene Ver-
waltung für ihre Person und für die 
Dauer ihrer Amtszeit die Bezüge der 
bisherigen Besoldungsgruppe. Dies 
gilt auch für jeweils unmittelbar fol-
gende Amtszeiten, wenn die Beamtin 
oder der Beamte wiedergewählt wird.“ 

 

Artikel 10 
Änderung der Landesverord-
nung zur Durchführung der 

Gemeinde-, der Kreis- und der 
Amtsordnung 

Artikel 10 
Änderung der Landesverord-
nung zur Durchführung der 

Gemeinde-, der Kreis- und der 
Amtsordnung 

Die Landesverordnung zur Durchführung der 
Gemeinde-, der Kreis- und der Amtsordnung 
vom 5. November 2008 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 588) wird wie folgt geändert: 

 Die Landesverordnung zur Durchführung der 
Gemeinde-, der Kreis- und der Amtsordnung 
vom 5. November 2008 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 588) wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 1 Nr. 4 werden nach den Wor-
ten „mit farbiger Kennzeichnung“ die Wor-
te „sowie einer Darstellung der Folgen für 
die Verwaltungsstruktur und die betroffe-
nen Körperschaften“ eingefügt. 

 unverändert 

2. Die Überschrift des Abschnitts III erhält 
folgende Fassung: 

  

„Abschnitt III 
Bürgerbegehren, Bürgerent-

scheid“ 

 

3. §§ 7 und 8 werden gestrichen.   

4. § 9 wird § 7 und wie folgt geändert:   

In der Überschrift, in Absatz 1 Satz 1, in 
Absatz 4 Satz 2, in Absatz 6 Satz 1 
und 2, in Absatz 9 und in Absatz 10 Satz 
1 wird jeweils die Angabe „§ 16 g“ durch 
die Angabe „§ 16 c“ ersetzt. 

 

5. § 10 wird § 8 und wie folgt geändert:   

a) In der Überschrift und in Absatz 1 
Satz 1 wird jeweils die Angabe „§ 16 
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g“ durch die Angabe „§ 16 c“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe 
„§ 9“ durch die Angabe „§ 7“ ersetzt. 

 

c) In Absatz 3 werden nach der Angabe 
„Gemeinde- und Kreiswahlordnung“ 
die Worte „über die Gemeindewahl“ 
eingefügt.  

 

6. § 11 wird § 9 und wie folgt geändert:   

a) In der Überschrift, und in Absatz 1 
wird jeweils die Angabe „§ 16 f“ durch 
die Angabe „§ 16 c“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 9“ 
durch die Angabe „§ 7“ ersetzt. 

 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:  

„(3) Für die Durchführung des Bür-
gerentscheids nach § 16 c der Kreis-
ordnung gelten die Bestimmungen 
des § 8 Abs. 1, 2 und 4 sowie die Be-
stimmungen des Gemeinde- und 
Kreiswahlgesetzes und der Gemein-
de- und Kreiswahlordnung über die 
Kreiswahl entsprechend.“ 

 

7. § 12 wird § 10.   

 Artikel 11 
Änderung des Gesetzes über 
die Versorgungsausgleichs-

kasse der Kommunalverbände 
in Schleswig-Holstein 

 
Das Gesetz über die Versorgungsaus-
gleichskasse der Kommunalverbände in 
Schleswig-Holstein vom 30. Mai 1949 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.12.1971 (GVOBl. Schl.-H. S. 182), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
25.11.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 614), wird 
wie folgt geändert: 

§ 2 Abs. 3 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Bezüge (Besoldungen, Vergütungen, 
Löhne) nach den beamtenrechtlichen 
und tarifrechtlichen oder den ihnen 
entsprechenden Regelungen und Kin-
dergeldleistungen an Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter gewähren sowie weite-
re ergänzende Aufgaben (zum Beispiel 
Personalkostenhochrechnung, Reise-
kostenabrechnung) durchführen, so-
fern das Mitglied oder die Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öf-



Drucksache 17/2368 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. Wahlperiode 

 

 - 38 - 

fentlichen Rechts, für die die Versor-
gungsausgleichskasse auftragsweise 
tätig wird, dies beantragt.“ 

Artikel 11 
Übergangsvorschrift 

Artikel 12 
Übergangsvorschrift 

1. Die amtsangehörigen Gemeinden derje-
nigen Ämter, die durch die Übertragung 
von Selbstverwaltungsaufgaben oder 
durch Übergang nach dem bisherigen 
§ 23 des Gesetzes über kommunale Zu-
sammenarbeit (GkZ) Aufgaben unter 
Überschreitung des Rahmens des neuen 
§ 5 Abs. 1 der Amtsordnung (AO) über-
nommen haben, entscheiden darüber,  

 1.  unverändert 

a) welche der von ihnen übertragenen 
Aufgaben in der Trägerschaft des Am-
tes verbleiben,  

 

b) welche der von ihnen übertragenen 
Aufgaben in die eigene Trägerschaft 
übernommen werden (Rückübertra-
gung) und 

 

c) welche der von ihnen übertragenen 
Aufgaben auf einen anderen Träger 
übertragen werden.  

 

Im Fall der Übertragung auf einen ande-
ren Träger kann die Gemeinde Verträge 
nach dem GkZ schließen, ohne dass sie 
die betreffenden Aufgaben zunächst wie-
der in ihre Trägerschaft übernehmen 
muss. Das Amt hat auf eine Abstimmung 
zwischen den betroffenen Gemeinden 
über den Zeitpunkt der Rückübertragung 
der einzelnen Aufgaben oder der Über-
tragung auf einen anderen Träger hinzu-
wirken. Die Ämter bleiben Träger der 
Aufgaben, die nach den Beschlüssen der 
Gemeindevertretungen dem Amt übertra-
gen bleiben sollen; sofern ein Übertra-
gungsbeschluss den in § 5 Abs. 1 AO 
festgelegten Rahmen überschreitet, gilt § 
5 Abs. 2 AO entsprechend. Im Übrigen 
bleiben sie Träger der Aufgaben bis zur 
Wirksamkeit der erforderlichen Gemein-
debeschlüsse  über die Rückübertragung 
in die eigene Trägerschaft oder die Über-
tragung auf einen anderen Träger, längs-
tens bis zum 31. Dezember 2014. Sofern 
durch Beschlüsse der Gemeindevertre-
tungen bis zum 31. Dezember 2014 nicht 
der Zustand eingetreten ist, dass das 
betreffende Amt Aufgabenträger in dem 
gemäß § 5 Abs. 1 AO zulässigen Rah-
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men ist, fallen alle vom Amt übernomme-
nen Selbstverwaltungsaufgaben mit Ab-
lauf dieses Tages an die jeweiligen amt-
sangehörigen Gemeinden zurück; eine 
nach § 56 Abs. 4 des Schulgesetzes auf 
ein Amt übertragene Schulträgerschaft 
bleibt unberührt. Die Ämter berichten der 
Kommunalaufsicht zu den Stichtagen 
31. Dezember 2013 und 31. Dezember 
2014 über den Stand der Umsetzung. 

2. Soweit erforderlich, erfolgt bei einer 
Rückübertragung, einer Übertragung auf 
einen anderen Träger oder einem Rück-
fall von Selbstverwaltungsaufgaben an 
eine Gemeinde eine Auseinandersetzung 
in entsprechender Anwendung des § 16 
Abs. 2 der Gemeindeordnung. 

 2.  unverändert 

3. Wird aufgrund einer Rückübertragung, 
einer Übertragung auf einen anderen 
Träger oder eines Rückfalls von Selbst-
verwaltungsaufgaben an eine Gemeinde 
eine Berichtigung des Grundbuchs oder 
anderer öffentlicher Bücher erforderlich, 
genügt zum Nachweis des Eigentums-
übergangs eine Bestätigung der Kommu-
nalaufsichtsbehörde. Die zuständigen 
Behörden sind verpflichtet, die öffentli-
chen Bücher zu berichtigen. Die durch die 
Rückübertragung oder den Rückfall er-
forderlichen Rechtshandlungen sind frei 
von öffentlichen Abgaben und Verwal-
tungskosten. 

 3.  unverändert 

4. Die Satzungen nach §§ 16 a und 16 b der 
Gemeindeordnung sowie §§ 16 a und 
16 b der Kreisordnung sind spätestens 
ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes zu erlassen. Bis zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Satzung gelten die 
bisherigen Regelungen der §§ 16 a bis 16 
f der Gemeindeordnung sowie der §§ 16 
a bis 16 e der Kreisordnung in der bis 
zum Tag des Inkrafttreten dieses Geset-
zes geltenden Fassung. Dies gilt auch für 
die Bestimmungen des Abschnitt III §§ 7 
und 8 der Landesverordnung zur Durch-
führung der Gemeinde-, der Kreis- und 
der Amtsordnung. 

 4.  unverändert 

5. Für die im Amt befindlichen Gemeinde-
dezernentinnen und Gemeindedezernen-
ten finden die bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Bestimmungen An-
wendung. 

 5.  unverändert 

6. Artikel 5 Nr. 7 und 8 sind nicht anzuwen-
den auf die Durchführung von Wahlen der 

 6.  unverändert 
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hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister, für die am Tage des In-
krafttretens dieses Gesetzes der Wahltag 
bereits bestimmt ist. 

7. Artikel 1 Nr. 12 a) und Artikel 3 Nr. 13 
sind nicht anzuwenden auf die Durchfüh-
rung von Wahlen der Amtsvorsteherinnen 
und Amtsvorsteher bzw. der Landrätinnen 
und Landräte, für die am Tage des In-
krafttretens dieses Gesetzes der Wahltag 
bereits bestimmt ist. 

 7. Artikel 1 Nr. 12, Artikel 2 Nr. 20 und 26 
sowie Artikel 3 Nr. 13 sind nicht anzu-
wenden auf die Durchführung von Wah-
len der Amtsdirektorinnen  und Amtsdi-
rektoren, der hauptamtlichen Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister, der 
hauptamtlichen Stadträtinnen und 
Stadträte  bzw. der Landrätinnen und 
Landräte, für die am Tage des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes der Wahltag bereits 
bestimmt ist. 

Artikel 12 
Ermächtigung zur Bekanntma-
chung der geltenden Fassung 

Artikel 13 
Ermächtigung zur Bekanntma-
chung der geltenden Fassung 

Das Innenministerium wird ermächtigt, die 
Gemeindeordnung, die Kreisordnung und die 
Amtsordnung in der geltenden Fassung be-
kanntzumachen und dabei die Paragraphen-
folge zu ändern sowie Unstimmigkeiten des 
Wortlautes zu beseitigen. 

  unverändert 

Artikel 13 
Inkrafttreten 

Artikel 14 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. Abweichend hiervon treten 
Artikel 1 Nr. 6 und 9, Artikel 2 Nr. 10, 12 
Buchst. b Doppelbuchst. bb und Nr. 19 sowie 
Artikel 3 Nr. 8 und 10 Buchst. b  Doppel-
buchst. bb am 1. Juni 2013 in Kraft. 

  unverändert 

 


